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Bericht (Februar 2016)

Die Wettbewerbsfähigkeit des 
deutschen Kapitals von heute
Da der deutsche Nationalstaat erst 1870 
konstituiert wurde und spät an der impe-
rialistischen Aufteilung der Welt teil-
nahm, hatte er sich nie als eine führende 
Finanz- und Kolonialmacht etablieren 
können. Die Hauptgrundlage seiner Wirt-
schaftsmacht war und blieb seine hochef-
fiziente Industrie und Arbeitskraft. Wäh-
rend die östlichen Teile (DDR) als Teil des 
Ostblocks ökonomisch zurückfielen, war 
Westdeutschland (BRD) in der Lage, diese 
Grundlage zu konsolidieren und sogar 

noch weiter auszubauen. Bis 1989 wurde 
die BRD zur weltweit führenden Export-
nation, mit dem niedrigsten Staatsdefizit 
unter sämtlichen Führungsmächten. Trotz 
vergleichsweise hoher Löhne war ihre 
Wirtschaft äußerst wettbewerbsfähig. Sie 
profitierte wirtschaftlich auch von den 
neuen weltweiten Handelsmöglichkeiten, 
die durch den westlichen Block eröffnet 
wurden, und vom eingeschränkten Rüs-
tungsetat, den sie als Hauptverlierer der 
beiden Weltkriege hatte. 

Auf politischer und territorialer Ebenen 
nutznießte die BRD 1989 am meisten vom 
Zusammenbruch des Ostblocks, indem sie 
die frühere DDR schluckte. Doch wirt-
schaftlich stellte die plötzliche Einnahme 

dieser Zone, die hoffnungslos hinter den 
internationalen Standards zurückgefal-
len war, auch eine beträchtliche Last dar, 
vor allem finanziell. Eine Bürde, die die 
Wettbewerbsfähigkeit des neuen, größe-
ren Deutschland beeinträchtigte. In den 
1990er Jahren verlor Deutschland auf dem 
Weltmarkt an Boden, während das Niveau 
des Staatsdefizits sich jenen der anderen 
führenden Mächte anzunähern begann.

Heute, ein Vierteljahrhundert später, 
hat Deutschland mehr als nur verlorenen 
Boden gutgemacht. Knapp hinter China ist 
Deutschland der zweitgrößte Exporteur der 
Welt. Letztes Jahr wies der Staatshaushalt 
ein Plus von 26 Milliarden Euro auf. Das 
Wachstum war mit 1,7 Prozent bescheiden, 

doch für ein hochentwickeltes Land den-
noch eine Leistung. Die offizielle Arbeits-
losenquote ist auf ihren niedrigsten Stand 
seit der „Wiedervereinigung“ gedrückt 
worden. Die Politik, eine hochentwickelte 
Industrieproduktion in Deutschland zu 
erhalten, war bisher eine Erfolgsgeschichte 
gewesen.

Natürlich ist die Voraussetzung dieses 
Erfolges eine hohe organische Zusammen-
setzung des Kapitals, das Produkt eines 
alten Industrielandes mit mindestens zwei 
Jahrhunderten der Akkumulation auf dem 
Rücken. Doch in diesem Zusammenhang 
sind die hohen Fertigkeiten und Qualifi-
kationen seiner Bevölkerung entscheidend 
für seinen Wettbewerbsvorteil. Vor dem I. 
Weltkrieg war Deutschland zum Hauptzen-
trum der wissenschaftlichen Entwicklung 
und Anwendung in der Produktion gewor-
den. Mit der Katastrophe des Nationalsozia-
lismus und des II. Weltkrieges verlor es die-
sen Vorteil, und es gibt keinerlei Anzeichen 
dafür, dass es sich davon erholt hat. Was 
jedoch geblieben ist, ist sein Know-how im 
eigentlichen Produktionsprozess. Seit dem 
Niedergang der Hanse war Deutschland nie 
mehr eine führende, langlebige maritime 
Macht gewesen. Obwohl sein Boden im 
Durchschnitt weniger fruchtbar ist als die 
französische Erde, war Deutschland lange 
Zeit eine im Kern bäuerliche Ökonomie. 
Seine natürlichen Vorteile lagen in seiner 
geographischen Lage im Herzen Europas 
und in den wertvollen Metallen, die bereits 
im Mittelalter abgebaut wurden. Heraus 
kam ein großes Geschick für handwerkli-
che und industrielle Arbeit sowie Koope-
ration und ein Know-how, das weiterent-

Der Putschversuch vom 15./16. Juli war 
Präsident Erdogans Worten zufolge „ein 
Geschenk Gottes“. Er betonte, dass die 
„Säuberungen“ weitergehen werden und 
der „Virus ausgemerzt“ werden solle, 
zusammen mit den Terroristen, wo immer 
sie sich aufhielten. Tatsächlich wurde 
anhand von Listen bereits zuvor erstell-
ter Namen eine quasi-stalinistische Säu-
berungsaktion brachial abgearbeitet; der 
Krieg gegen die Kurden im Südosten der 
Türkei nahm umgehend an Heftigkeit zu.

Putsch und Gegenputsch

Ohne über die Rolle und Kenntnisse 
ausländischer Geheimdienste im bzw. 

über den Putsch zu spekulieren, scheint es 
offenkundig zu sein, dass einige ranghohe 
Militärs der türkischen Armee, die, als der 
Putsch seinen Lauf nahm, vom BBC als 
„Gewährsmänner des türkischen Säkulari-
smus“ bezeichnet wurden, im Putschver-
such verwickelt waren.

Dieser Putsch gegen Erdogan und die 
AKP war aller Wahrscheinlichkeit nach 
breiter und tiefer reichend, um allein als 
das Produkt der „gülenistischen“ Bewe-
gung1 durchzugehen, wenngleich die Alli-
anzen und Verknüpfungen zwischen den 
mannigfaltigen undurchsichtigen Fraktio-
nen und Strömungen im türkischen Staat 
in ihrer Kompexität oftmals wahrhaft 
byzantinisch sind. So sind beispielsweise 

die Gülenisten lange beschuldigt worden, 
in der Verschwörung des „tiefen Staates“ 
– Ergenekon – verwickelt gewesen zu sein, 
der angeblich in den 1990ern als Garant 
der säkularen Traditionen erichtet wurde; 
traditionell sind die Hauptgegner von Erdo-
gans „moderater“ islamistischen Partei, 
die AKP, jedoch nicht die gülenistischen, 
sondern die kemalistischen Fraktionen2 im 
Militär und in der Gesellschaft insgesamt. 
Doch dieser Putschversuch war nicht ein-
fach eine neue Konfrontation zwischen 
der islamistischen AKP und den säkularen 
Kemalisten – tatsächlich scharte sich nach 
dem Putsch die größte kemalistische Partei, 
die CHP, in einer rührseligen Demonstra-
tion der nationalen Einheit um die Regie-

rung. Auch komplexe religiöse Rivalitäten 
spielten mit: zwischen den Sunniten und 
den andersgläubigen Alewiten, zwischen 
Erdogans Version des sunnitischen Islams 
und der Version, die von den Gülenisten 
verkündet wird. Doch einstweilen haben 
Erdogan und die AKP mit dem dreimonati-
gen Ausnahmezustand, der es ihnen gestat-
tet, per Dekret und in einer Atmosphäre der 
Furcht und erhöhter staatlicher Beobach-
tung zu herrschen, ihren totalitären Zugriff 
auf den türkischen Staat verstärkt.

Konferenz der Sektionen der IKS in Deutschland, Schweden und der Schweiz

Die nationale Lage Deutschlands
Die gemeinsame Konferenz der Sektionen der IKS in Deutschland und der Schweiz und des Kerns 
in Schweden, die im März 2016 stattfand, verabschiedete neben anderen Dokumenten einen 
Bericht über die nationale Lage in Deutschland, den wir hier veröffentlichen. Dieser Bericht er-
hebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Stattdessen konzentriert er sich auf Punkte, die wir 
für besonders wichtig halten, um einen Denk- und Diskussionsprozess anzustoßen. Da diese 
Aspekte im Allgemeinen die dramatischen Ereignisse der gegenwärtigen Lage als Ausgangs-
punkt haben, fügen wir diesem Bericht die Präsentation hinzu, die auf der Konferenz vorgestellt 
wurde und die teilweise dazu diente, den Bericht zu aktualisieren. Kritische Kommentare zum 
Bericht und zur Präsentation, die im Verlauf der sich anschließenden Debatte gemacht wurden, 
sind als Fußnoten der Präsentation beigefügt. Angesichts der Bedeutung der Entwicklungen 
im zentralsten Land des europäischen Kapitalismus heute hoffen wir, dass diese Texte ein vom 
Standpunkt des Proletariats positiver Beitrag zum notwendigen Denkprozess über die gegen-
wärtige Weltlage sind. In der gedruckten Version für die Weltrevolution können wir aus Platz-
gründen nur Auszüge veröffentlichen; den vollständigen Text findet ihr auf der Webseite unter  
de.internationalism.org/bericht-und-praesentation-ueber-die-nationale-lage-deutschlands. 

Neue Probleme für das Land, den Nahen Osten und darüber hinaus

Die „Neue Türkei“

http://de.internationalism.org/bericht-und-praesentation-ueber-die-nationale-lage-deutschlands
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Bislang sind laut CNN (9.8.16) 22.000 
Menschen festgenommen und weitere 
16.000 unter spezifischen Vorwürfen 
arrestiert worden, einschließlich Tau-
sender Militärs, darunter rund ein Drittel 
der türkischen Generäle und Admiräle. 
Hunderte von Journalisten sind verhaftet, 
interniert oder gekündigt worden, ebenso 
viele Tausende von Beamten; vielen sind 
Auslandsreisen untersagt worden. Insge-
samt sind 68.000 Menschen gefeuert oder 
suspendiert, 2000 Institutionen geschlos-
sen worden.

Auch einige Leute aus Erdogans inne-
rem Kreis sind inhaftiert worden; die Prä-
sidentengarde ist aufgelöst worden. Auf 
Regierungsseite sind rund 250 Soldaten 
und Zivilisten getötet worden; auf Seiten 
der Putschisten ist, ob wissentlich oder 
unwissentlich, eine unbekannte Zahl von 
Menschen umgekommen. Dutzende von 
Kampfflugzeugen und Helikoptern, Tau-
sende gepanzerte Fahrzeuge und drei 
Schiffe wurden für den Putschversuch 
eingesetzt. Laut einigen Berichten entkam 
Erdogan, nach Warnungen der russischen 
Aufklärung, nur knapp seinen Häschern.

Die innere Destabilisierung  
der Türkei

Einige Jahre lang war die Türkei eine 
stabile, wirtschaftlich aufwärtsstrebende 
Oase inmitten einer Wüste von Proble-
men im Nahen Osten   und Vorbild eines 
moderaten, demokratischen Islams. Und in 
der Tat hat die Türkei solidere historische 
Wurzeln als viele ihrer kriegsgeschunde-
nen Nachbarn, wie Syrien oder der Irak. 
Doch es bleibt eine Tatsache, dass die Tür-
kei in Bezug auf ethnische und religiöse 
Spaltungen auch vieles gemeinsam hat mit 
Syrien und dem Irak.

Die Stärke von Erdogans AKP war ihre 
Förderung der Wirtschaft gewesen, durch 
die der Lebensstandard für die meisten 
Menschen auf dem Lande und für die 
städtischen Armen angehoben wurde. 
Es wurden Jobs geschaffen, indem rie-
sige Anleihen für Staatsinvestitionen und 
Staatsprojekte auf dem Kapitalmarkt auf-
genommen wurden. Gleichzeitig hat Erdo-
gan vom Aufstieg des Islams profitiert und 
eine moderate Form des Fundamentalismus 
verfolgt, um das Image der „Neuen Tür-
kei“ aufzuwerten und seine Macht als ein 
potenzieller Führer der sunnitischen Welt 
zu demonstrieren. Hinter dem Konflikt 
zwischen der islamistischen AKP und den 
säkularen Kemalisten in der Armee und in 
breiteren Gesellschaftsschichten, d.h. der 
Konfrontation zwischen Islamismus und 
säkularistischen Nationalismus, steckt ein 
weiteres religiöses Element. Das frühere 
säkulare, kemalistische System wurde ver-
dächtigt, indirekt die schiitisch-alewitische 
Minderheit zuungunsten der sunnitischen 
Mehrheit zu begünstigen, da die alewiti-
sche Form des Islams als für die moderne 
Welt besser geeignet betrachtet wurde. In 
diesem Punkt gibt es eine gewisse Ähnlich-
keit zwischen dem früheren kemalistischen 
System in der Türkei und dem Assad-Re-
gime, das über eine sunnitische Mehrheit 
herrscht, während es selbst größtenteils 
aus der schiitischen Glaubensrichtung der 
Alewiten zusammengesetzt ist.3 Der gegen-
wärtige Krieg in Syrien zwischen Alewiten 
und Sunniten wird die religiösen und kultu-
rellen Rivalitäten zwischen vergleichbaren 
Elementen in der Türkei beeinflussen und 
verschärfen. So gab es nach dem Putsch-
versuch Berichte über pogromistische 
Angriffe gegen Wohnungen und Geschäfte 
von Alewiten.

Die Türkei von heute ist nicht dasselbe 
Land, das es zurzeit des Militärputsches 
von 1980 war, der seine Akzeptanz aus 
dem wachsenden Chaos zog, das von den 
Konflikten zwischen rechten und linken 
politischen Fraktionen angerichtet wurde, 

oder das es vor nur zehn Jahren war, als 
die AKP an die Macht gelangt war. Infolge 
des Wirtschaftsbooms, der nun anschei-
nend zu Ende geht, entstand sowohl ein 
modernes Proletariat als auch eine neue 
Elite von Spezialisten und Intellektuellen 
in den großen Städten. Ein großer Teil die-
ser Elemente fühlt sich absolut nicht wohl 
angesichts der „Islamisierung“. So ist eine 
gefährliche Situation entstanden, in der der 
Putsch der alten Elite (in dem Maße, wie 
sie sie daran teilgenommen hat) Hass und 
Rachegelüste unter den AKP-Anhängern 
provoziert hat. Andererseits muss Erdo-
gan die Warnung ernstnehmen, die dieser 
Putschversuch darstellt. Wenn er mit sei-
nem „Gegen-Putsch“ zu weit geht, kann 
er im schlimmsten Fall einen Bürgerkrieg 
oder einen endlosen Konflikt in Gestalt von 
bewaffneten Revolten oder neuen Formen 
des Terrorismus provozieren – selbst wenn 
der Widerstand dieser Kräfte im Augen-
blick gebrochen ist.

Zu einer Zeit, wo das Land von einem 
Wirtschaftswunder zu einem von Morgan 
Stanleys „Fragile Five“ geworden ist, wo 
seine Produktivität und sein Wachstum 
bergab gehen, während Arbeitskosten, 
Inflation und Schuldenmacherei im Stei-
gen begriffen sind, könnten die Folgen 
einer weiteren wirtschaftlichen Instabili-
tät dramatisch sein – Zusammenbruch des 
Tourismus, Emigration der neuen Genera-
tion ausgebildeter ArbeiterInnen, etc.

Hinzu kommt, dass die türkische Bour-
geoisie eine lange Tradition in der „Exklu-
sion“ hat; auf ihr sind die Fundamente der 
modernen Türkei gegossen worden: der Völ-
kermord an den Armeniern, die Massaker 
an den Griechen und eine lang andauernde 
Gegnerschaft gegenüber jeglicher Möglich-
keit eines kurdischen Staates. Die Ansicht 
der AKP, dass alle Opponenten Feinde sind, 
die unterdrückt werden müssen, hat eine 
lange Vorgeschichte in der Türkei.

Weitere Destabilisierung im 
ganzen Nahen Osten

Seit dem Zusammenbruch des Ostblocks 
1989 ist die Türkei von den dadurch aus-
gelösten zentrifugalen Tendenzen heftig 
tangiert worden. Die Schwächung des US- 
und russischen Imperialismus hat es der 
Türkei erlaubt, ihre eigenen Ambitionen 
geltend zu machen und als regionaler Füh-
rer der sunnitischen Regimes zu posieren. 
Das Erdogan-Regime hat sich mit Israel 
entzweit, stärkte dagegen seine Bande zur 
Hamas und nannte die al Sisi-Regierung 
in Ägypten, die die Muslim-Bruderschaft 
gestürzt hatte, „illegitim“. Seine Beziehun-
gen zu Russland, die sich nach dem Putsch 
und Erdogans   Treffen mit Putin in St. 
Petersburg am 9. August wieder verbessert 
haben, sind kompliziert und schwankend. 
In ihrer gegenwärtigen Lage kann die Tür-
kei den Westen mit ihren Verbindungen zu 
Russland, China (und den Iran) erpressen 
und ihre eigene Karte im Nahen Osten aus-
spielen.

Der größte Albtraum für die türkische 
Bourgeoisie wäre die Etablierung eines 
kurdischen Staates. Der Westen hat ein 
Dilemma hier: In seinem Krieg gegen 
den IS verlässt er sich auf die Kurden als 
Kanonenfutter, versorgt sie mit Waffen, 
Luftsicherung und „Beratern“. Solche Ent-
wicklungen können den kurdischen Natio-
nalismus und seine Ambitionen für einen 
„unabhängigen“ Staat nur befeuern, auch 
wenn die kurdischen Nationalisten selbst in 
eine Reihe von unterschiedlichen Fraktio-
nen aufgespalten sind. Die Interessenskol-
lision zwischen den USA, Deutschland und 
Großbritannien auf der einen Seite und der 
Türkei auf der anderen in der Kurdenfrage 
ist schroff. Erdogan stand vor dem Krieg 
dem Assad-Regime sehr nahe, und wäh-
rend des Krieges haben beide die IS-Kräfte 
zu ihrem eigenen vermeintlichen Vorteil 
benutzt. Assad hat die kurdische PKK aus 
deselben Gründen benutzt. Und jetzt, nach 

fünf Kriegsjahren und der russischen (und 
anderen) Intervention zu Gunsten Assads, 
gibt es Anzeichen dafür, dass Ankara in 
Betracht zieht, Assad an der Macht zu 
lassen und gleichzeitig eine Art Deal mit 
ihm auszuhandeln. Weder Assad noch die 
Türkei haben irgendein Interesse an einem 
kurdischen Staat oder an jeglicher Art einer 
autonomen kurdischen Region entlang der 
Grenze. Seit rund einem Jahr werden zwi-
schen Assads alewitischen Repräsentan-
ten in Damaskus und Repräsentanten der 
türkischen Heimatpartei4 zusammen mit 
Elementen des türkischen Geheimdienstes 
mit Blick darauf u.a. Gespräche darüber 
geführt, die militärische Unterstützung von 
Assads Feinden durch die Türkei zu stop-
pen. Diese türkischen „Gesprächspartner“ 
scheinen unberührt von der Atmosphäre 
nach dem Putschversuch zu sein; dies deu-
tet darauf hin, dass die Gespäche fortge-
führt werden. Wenn dies der Fall ist, so 
wird dies auf Kosten des Westens und sei-
ner kurdischen „Verbündeten“5 geschehen.

Wir müssen ebenfalls die Bedeutung der 
Tatsache berücksichtigen, dass Erdogan, 
der Führer eines NATO-Landes, die Regie-
rungen anderer NATO-Länder – insbeson-
dere der USA -beschuldigt hat, den Putsch 
unterstützt zu haben, während er gleichzei-
tig Russland dafür preist, dass es ihn vor den 
Plänen eines Staatsstreichs gewarnt hatte. 
Es gibt auch ein dickes Fragezeichen hinter 
der Verfügbarkeit der Militärbasis Incir-
lik: Bis jetzt wird Incirlik als NATO-Basis 
betrachtet, doch Erdogan hat geäußert, dass 
er sich nicht den Russen widersetzen werde, 
wenn sie Incirlik für ihre Operationen gegen 
den IS benutzen wollen. Diese Entwicklung, 
dieses Spiel des Schacherns und Erpressens 
ist ein weiteres Anzeichen für die wachsende 
Fragilität imperialistischer Bündnisse in 
dieser Region.

Die Flüchtlinge: „... Benzin 
direkt am Feuer“

Sir Richard Dearlove, Ex-Chef des MI6, 
verglich den EU-Deal mit der Türkei über 
die Flüchtlinge damit, „Benzin direkt am 
Feuer zu lagern“ (BELFAST TELEGRAPH, 
15.5.16). Die Türkei wird diese Millionen 
von „Aktivposten“ als ein weiteres Element 
zur Erpressung der EU (die Erdogan einen 
„Christenklub“ nennt) nutzen. Erdogan 
hat bereits gedroht, den Deal zu canceln, 
was die Europäer umgehend dazu zwang, 
ihn zu beschwichtigen. Die gegenwärtige 
Säuberungswelle und die Jagd auf Oppo-
sitionelle bedeuten, dass es zusätzlich zu 
den mehr als zwei Millionen Syrern und 
anderen Flüchtlingen immer mehr Tür-
ken geben wird, die selbst aus dem Land 
fliehen und ihren Beitrag zur allgemeinen 
Flüchtlingskrise leisten werden.

Langfristige Ungewissheit

In einem System, das sich in einem sich 
beschleunigenden Niedergang befindet, ist 
die Tendenz zu Instabilität und Chaos auf 
historischer Ebene vorherrschend. Doch 
dies bedeutet nicht, dass die herrschende 
Klasse angesichts dessen hilflos ist und 
dass es keine Gegentendenzen gibt. Wir 
haben dies am Beispiel Großbritanniens 
nach dem katastrophalen Ergebnis des 
EU-Referendums gesehen: Die herrschende 
Klasse reagierte sehr schnell auf die Gefahr 
ernsthafter Brüche in ihren Reihen, reorga-
nisierte clever ihre Regierungsmannschaft, 
um eine vereinte Antwort auf die Brexit-
Krise zu präsentieren. Und wir können ähn-
liche Tendenzen in der Türkei wahrneh-
men. Obwohl Kemalisten und Gülenisten 
in dem Putsch kooperierten, wurden nach 
seinem Scheitern allein die Gülenisten aus-
gesondert. Nach dem Putsch hat Erdogan 
mehrfach das Vermächtnis von Atatürk 
betont und die Karte des türkischen Natio-
nalismus statt des Islamismus gespielt. 
Dies könnte einen ernsthaften Versuch 
bedeuten, die Kemalisten wie auch Alewi-
ten und andere bürgerliche Fraktionen für 
die Option eines autokratischen Führers 

zu gewinnen, der die Ansprüche der türki-
schen Nation durchdrückt (ein wenig wie 
das Modell Putin in Russland).

Die gegenwärtige Verherrlichung Erdo-
gans in den ausgiebig publizierten Stra-
ßendemonstrationen könnten Bestandteil 
dieser Strategie sein, eine neue Einheit 
innerhalb der herrschenden Klasse der 
Türkei zu schmieden. Indes dürfen die offi-
ziellen Bilder, die eine Unterstützung Erdo-
gans und der AKP durch die Massen zeigen, 
nicht für bare Münze genommen werden. 
Im Augenblick ist er der Sieger, nachdem 
er die rivalisierenden Cliquen aufgemischt 
hat, doch es gibt Grenzen für Erdogans 
autoritäres Projekt… Eine Stärke Erdogans 
und der AKP war die starke Wirtschaft 
gewesen, doch wie wir bereits erwähnt 
haben, neigt sich diese Phase ihrem Ende 
zu. Er war nie so populär gewesen, wie die 
Propaganda suggeriert; Anti-Regierungs-
Demonstrationen in wichtigen Gebieten 
2013 zeigten, nachdem sie von den Protes-
ten im Gezi-Park am Taksim-Platz6 entfacht 
wurden, die Existenz einer breiten Ableh-
nung seiner Politik unter der urbanen, 
gebildeten Jugend im Besonderen. Und 
es bleiben tiefe Ressentiments im Militär 
gegen Erdogan und seine Partei bestehen. 
Nur ein Jahr zuvor sahen sich AKP-Minis-
ter auf Begräbnissen von Soldaten, die im 
Kampf gegen die kurdische PKK getötet 
worden waren, öffentlichen Schmähungen 
und dem Gespött seitens ranghoher Mili-
tärs ausgesetzt. Die Erdogan-Regierung 
antwortete auf diese öffentliche Ernied-
rigung – bei Anlässen, die eigentlich als 
Schaufenster der Staatspropaganda dienen 
sollten – damit, dass sie die Medien auf-
forderte, ihre Berichterstattung über die 
Begräbnisse einzustellen (TIMES, 31.8.16). 
Die Militärs nahmen öffentlich Anstoß 
daran, dass die getöteten Soldaten „Mär-
tyrer“ genannt wurden, und drückten die 
Ansicht aus, dass der Militärschlag gegen 
die PKK  nur der Stärkung der AKP in den 
Wahlen gegen die pro-kurdische Demokra-
tische Partei (HDP) dienen sollte.

Zurzeit hat die Erdogan-Clique ihre Stel-
lung gestärkt, weil sie den Putschisten die 
Kontrolle entriss, doch ihre gesellschaftli-
che Kontrolle bleibt ungewiss, mit Kons-
quenzen sowohl innerhalb als auch außer-
halb der Türkei.

Boxer (Dieser Artikel ist der Beitrag eines 
Sympathisanten der IKS)

Fussnoten

1 Fetullah Gülen, ein Ex-Verbündeter Erdogans, 
nun im Exil in den USA, betreibt von dort aus so 
etwas wie ein Imperium und übt die Kontrolle 
über etliche Einrichtungen und Vermögenswerte 
aus, die nach Berichten etwa 50 Milliarden Dollar 
wert sein sollen. Die gülenistische oder Hizmet-Be-
wegung hat weltweit über 80 Millionen Anhänger 
und unterstützte offen die Clintons und die De-
mokraten. Ihr Islamismus scheint fundamentalis-
tischer zu sein als der der AKP. Durch ihr Bünd-
nis mit Erdogan und der AKP von 2002 bis 2011 
waren die anti-kemalistischen Gülenisten auch in 
der Lage, Elemente in den türkischen Staat einzu-
schleusen. Doch ihre sektenartige Struktur wurde 
von Erdogan in wachsendem Maße als eine Bedro-
hung seiner Herrschaft wahrgenommen.

2 Kemalisten: säkulare Nationalisten, die behaup-
ten, in der Tradition von Kemal Atatürk zu stehen, 
dem Begründer des modernen türkischen Staates 
in den 1920er Jahren.

3 Die Alewiten (oder Alawiten) sind nicht dieselbe 
Glaubensrichtung, obwohl ihre beiden Namen ihr 
Bekenntnis zu Ali bedeuten, dem Schwiegersohn 
Mohammeds und eine Schlüsselfigur im schiiti-
schen Richtung des Islam. Es gibt auch ethnische 
Unterschiede in der Mehrheit ihrer Angehörigen.

4 Heimatpartei (YP), eine kleine, rechtskonserva-
tive Partei, die 2002 gegründet worden war.

5 Am 29. August verurteilten die USA scharf die 
wiederaufgeflammten Kämpfe zwischen dem tür-
kischen Militär und den kurdischen Kämpfern in 
Nordsyrien. Wie in der Vergangenheit benutzte die 
Türkei eine Offensive gegen den IS (die selbigen 
aus der Stadt Jarablus vertrieb) als ein Mittel der 
Eskalation ihres Krieges gegen die Kurden; dieser 
Konflikt weitete sich nun offen auf den syrischen 
Kriegsschauplatz aus.

6 Mehr über diese Proteste siehe http://en.inter-
nationalism.org/icconline/201http://en.interna-
tionalism.org/icconline/201306/8371/turkey-cu-
re-state-terror-isnt-democracy

Die „Neue Türkei“
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wickelt wurde und von einer Generation 
zur nächsten überging. Zwar hatte seine 
industrielle Revolution enorm von den 
großen Kohlevorkommen profitiert, doch 
machte der Niedergang der Schwerin-
dustrien ab den 1970er Jahren deutlich, 
dass das Herz des wirtschaftlichen Auf-
stiegs Deutschlands nicht die Schwerin-
dustrie war, sondern seine Effizienz in der 
Produktion von Produktionsmitteln und, 
etwas allgemeiner, in der Umwandlung 
von lebendiger in tote Arbeit. Heute ist 
Deutschland weltweit der Hauptproduzent 
von komplexen Maschinen. Weit über die 
Autoindustrie hinausgehend, ist dieser Sek-
tor das Rückgrat seiner Wirtschaft. Hinter 
dieser Stärke steckt auch das Know-how 
der deutschen Bourgeoisie, die sich bereits 
während des kapitalistischen Aufstiegs im 
Wesentlichen auf ihre ökonomischen und 
geschäftlichen Aktivitäten konzentrierte, 
da sie durch die preußischen Junker mehr 
oder weniger von den politischen und 
militärischen Machtstellen ausgeschlossen 
wurde. Die Ingenieurs-Leidenschaft, die 
diese Bourgeoisie entwickelte, drückt sich 
zudem nicht nur im Maschinenbausektor 
aus, der sich häufig auf mittelgroße Fami-
lienunternehmen stützt,  sondern auch in 
der besonderen Fähigkeit der herrschen-
den Klasse in ihrer Gänze, die gesamte 
deutsche Industrie zu betreiben, als sei sie 
eine einzige Maschine. Die komplexe und 
hocheffektive Verknüpfung all der unter-
schiedlichen Produktions- und Verteilung-
seinheiten ist einer der Hauptvorteile des 
deutschen Nationalkapitals. 

Während das deutsche Kapital in den 
1990er Jahren noch unter dem toten 
Gewichts der kollabierenden DDR-Wirt-
schaft litt, schaffte es in den Nuller Jah-
ren die Wende zu einer Erholung seiner 
Wettbewerbsfähigkeit. Zwei Faktoren 
waren dabei entscheidend. Auf der orga-
nisatorischen Ebene begannen alle großen 
Konzerne, einschließlich der mittelgro-
ßen Maschinenbauer, auf Weltebene zu 
produzieren und zu operieren, indem sie 
Produktionsnetzwerke schufen, die alle 
um Deutschland herum zentriert sind. Auf 
der politischen Ebene waren die Angriffe 
gegen die Löhne und Sozialleistungen 
unter der Führung der SPD (Agenda 2010) 
so radikal, dass die französische Regierung 
Deutschland des Lohndumpings bezich-
tigte.

Diese Wende wurde von drei wichtigen 
Entwicklungen im Kontext der globalen 
Wirtschaft begünstigt, die sich als sehr vor-
teilhaft für Deutschland erwiesen.

Erstens der Übergang vom Keynesia-
nismus zum so genannten neoliberalen 
Modell des Staatskapitalismus, der mehr 
exportorientierte Ökonomien begünstigt. 
Auch wenn das westdeutsche „Modell“ 
sich nach 1945 stark an der keynesiani-
schen Wirtschaftsordnung orientierte, die 
den westlichen Block dominierte, war es 
von Anbeginn von den „ordo-liberalen“ 
Ideen von Ludwig Erhard, der Freiburger 
Schule, beeinflusst, die nie die Art von 
„Etatismus“ pflegte, der noch heute die 
Wettbewerbsfähigkeit Frankreichs beein-
trächtigt. Zweitens die Konsolidierung der 
europäischen Wirtschaftskooperation nach 
dem Fall der Berliner Mauer (Europäische 
Union, Euro). Obwohl teilweise von politi-
schen, im Kern imperialistischen Motiven 
(die „Kontrolle“ Deutschlands durch seine 
Nachbarn) angetrieben, war auf der öko-
nomischen Ebene Deutschland als stärkster 
Wettbewerber der Hauptnutznießer der 
EU und der gemeinsamen Währung. Die 
Finanzkrise und die Euro-Krise nach 2008 
bestätigten, dass die führenden kapitalis-
tischen Länder immer noch die Fähigkeit 
besitzen, die schlimmsten Auswirkungen 
der Krise auf ihre schwächeren Rivalen 
abzuwälzen. Die verschiedenen internatio-
nalen und europäischen Rettungspakete, 
wie jene für Griechenland, dienten im 

Wesentlichen dazu, deutsche (und franzö-
sische) Banken auf Kosten der „geretteten“ 
Ökonomien finanziell zu stützen.

Drittens half die geographische und 
historische Nähe zu Osteuropa dabei, 
Deutschland zum Profiteur der dortigen 
Umwandlung zu machen und Märkte zu 
erobern, die früher außer Reichweite 
waren, einschließlich der außerkapitalisti-
schen Überbleibsel.1

Das Verhältnis zwischen der 
wirtschaftlichen und militä-
rischen Macht des deutschen 
Imperialismus

(…)

Die Schwierigkeiten der  
Arbeiterklasse

Das Jahr 2015 erlebte eine Reihe von 
Streiks vor allem im Transportwesen 
(Deutsche Bahn, Lufthansa) und unter 
den Kita-Angestellten. Es gab zudem eher 
lokale, aber bedeutsame Bewegungen wie 
die in der Charité in Berlin, wo es eine 
Solidarisierung zwischen Patienten und 
Pflegepersonal gab. All diese Bewegun-
gen waren allzu sehr auf einzelne Bereiche 
beschränkt und isoliert, manchmal sich auf 
die falsche Alternative zwischen großen 
und kleinen korporatistischen Gewerk-
schaften fokussierend, die die Notwendig-
keit einer autonomen Selbstorganisation 
durch die ArbeiterInnen verschleierte. 
Obwohl alle Gewerkschaften die Streiks 
so organisierten, dass sie ein Maximum an 
Beeinträchtigungen verursachten, gelang 
der Versuch, die Solidarität, zumindest in 
Form von öffentlicher Sympathie mit den 
Streikenden, auszuhöhlen, nur teilweise. 
Das Argument z.B., das die Forderungen 
im Kita-Bereich begleitete, wonach das 
System der besonders niedrigen Löhne in 
traditionell weiblichen Berufen endlich 
beendet werden müsse, stieß innerhalb 
der Klasse in ihrer Gesamtheit auf offene 
Ohren, schien diese doch zu erkennen, dass 
diese „Diskriminierung“ vor allem ein Mit-
tel zur Spaltung der ArbeiterInnen ist.

Es ist durchaus unüblich, dass Streiks in 
Deutschland solch eine prominente Rolle 
in den Medien spielen wie jene im Verlauf 
von 2015. Diese Streiks sind, auch wenn sie 
den Nachweis einer immer noch existieren-
den Kampflust und Solidarität liefern, kein 
Beleg für eine immer noch existente Welle 
oder Phase eines proletarischen Kampfes. 
Sie sollten zumindest als Manifestation der 
besonderen ökonomischen, oben geschil-
derten Lage in Deutschland verstanden 
werden. Vor dem Hintergrund einer rela-
tiv niedrigen Arbeitslosigkeit und eines 
Mangels an qualifizierter Arbeit stellt die 
Bourgeoisie die Idee in den Vordergrund, 
dass nach Jahren sinkender Reallöhne, 
eingeleitet unter Schröder (sie sanken radi-
kaler als fast überall in Westeuropa), die 
Beschäftigten endlich für ihren „Realitäts-
sinn“ „belohnt“ werden sollen. Die neue 
Große Koalition aus Christdemokraten und 
Sozialdemokraten setzte selbst den Trend, 
als sie endlich (als einer der letzten Staa-
ten Europas) den gesetzlichen Mindest-
lohn beschloss und die Sozialleistungen 
anhob. In der Automobilindustrie zahlten 
die großen Konzerne 2016 beispielsweise 
Boni (die sie „Gewinnbeteiligung“ nann-
ten) von bis zu 9.000 Euro pro Beschäf-
tigten. Dies war umso mehr möglich, als 
die Modernisierung des Produktionsappa-
rates so erfolgreich war, dass – zumindest 
im Moment – die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands viel weniger von niedrigen 
Löhnen abhängt als eine Dekade zuvor.

2003 analysierte die IKS den internatio-
nalen Klassenkampf, der mit den Protes-
ten gegen die Angriffe auf die Renten in 
Frankreich und Österreich begann, als eine 
(unspektakuläre, fast unmerkliche) Wende  
zum Besseren, im Wesentlichen weil in 
ihnen die heutige ArbeiterInnengeneration 

(zum ersten Mal seit dem letzten Weltkrieg) 
zu erkennen begann, dass ihre Kinder nicht 
bessere, sondern schlechtere Bedingungen 
haben werden als sie selbst. Dies führte 
zu ersten bedeutsamen Ausdrücken der 
Solidarität zwischen den Generationen in 
den Arbeiterkämpfen. Aufgrund der Ein-
schüchterung von Streikbewegungen durch 
wachsende Arbeitslosigkeit und immer 
prekärere Arbeitsbedingungen drückte sich 
diese Entwicklung „am Arbeitsplatz“ mehr 
auf der Ebene des Bewusstseins denn des 
Kampfgeistes aus – es wurde zunehmend 
schwieriger und entmutigender, zu strei-
ken. In Deutschland verlor die anfängliche 
Antwort der Arbeitslosen auf die Agenda 
2010 (die Montagsdemonstrationen) eben-
falls an Schwung. Doch dafür begann eine 
neue Generation auf die Straßen zu gehen; 
sie profitierte dabei von dem Umstand, 
dass sie noch nicht direkt unter dem Joch 
der Lohnarbeit stand, und brachte ihre 
Wut und Sorge nicht nur über die eigene 
Zukunft, sondern auch (mehr oder weniger 
bewusst) über die der gesamten Klasse zum 
Ausdruck. Ihr schlossen sich häufig prekär 
Beschäftigte an. Diese Proteste, die sich auf 
Länder wie die Türkei, Israel und Brasilien 
ausweiteten, aber ihren Höhepunkt mit 
der „Anti-CPE“-Bewegung in Frankreich 
und den Indignados in Spanien erreichten, 
stießen auch auf kleines, aber bedeutsa-
mes Echo in der Schüler- und Studenten-
bewegung in Deutschland. Und sie wurden 
begleitet von der Herauskristallisierung 
wenn nicht einer neuen Generation von 
Revolutionären, so doch ihrer potenziellen 
Vorläufer.

In Deutschland drückte sich dies in einer 
kleinen, aber kämpferischen „Occupy“-Be-
wegung aus, die gegenüber internationa-
listischen Ideen offener denn je war. Der 
Schlachtruf der ersten Occupy-Demonstra-
tionen hieß: „Nieder mit Kapital, Staat und 
Nation!“ Zum ersten Mal seit Jahrzehnten 
setzte in Deutschland eine Politisierung 
ein, die nicht von der antifaschistischen 
Ideologie und der Ideologie der nationa-
len Befreiungsbewegungen überschattet 
zu sein schien. Dies fand als Reaktion auf 
die Finanzkrise von 2008 statt, auf die die 
Euro-Krise folgte. Einige dieser kleinen 
Minderheiten begannen darüber nach-
zudenken, ob der Kapitalismus sich am 
Rande des Zusammenbruchs befindet. Es 
begann sich die Vorstellung zu verbreiten, 
dass, wenn sich Marx mit seinen Aussa-
gen zur Krise des Kapitalismus als richtig 
erwiesen hat, er auch in der Frage des 
revolutionären Wesens des Proletariats 
bestätigt werden könnte. Die Erwartung 
wuchs, dass die massiven, internationalen 
Angriffe bald auf ähnlich massive, interna-
tionale Kämpfe der Klasse stoßen würden. 
„Heute Athen – morgen Berlin – internatio-
nale Solidarität gegen das Kapital“ wurde 
zum neuen Schlachtruf.

Was folgte, war zwar keine historische 
Niederlage, aber eine momentane Ruhig-
stellung der 2003 begonnenen politischen 
Öffnung durch die Bourgeoisie; sie brachte 
diese Phase des Klassenkampfes zu einem 
Ende. Denn was als US-Hypothekenkrise 
begann, stellte sich bald als sehr reale 
Bedrohung der Stabilität der internatio-
nalen Finanzarchitektur dar. Die Gefahr 
war akut. Es gab keine Zeit für langatmige 
Verhandlungen zwischen den Regierun-
gen darüber, wie damit zu verfahren ist. 
Der Bankrott von Lehman Brothers hatte 
den Vorteil, dass er die Regierungen aller 
Industrieländer zwang, sofortige und radi-
kale Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Situation zu beruhigen (wie die HERALD 
TRIBUNE später schrieb: „Wenn es ihn 
nicht gegeben hätte, dann hätte der Leh-
man-Zusammenbruch erfunden werden 
müssen.“). Doch er hatte noch andere 
Vorteile: gegen die Arbeiterklasse. Viel-
leicht zum ersten Mal antwortete die Welt-
bourgeoisie auf eine große, akute Krise 
ihres Systems nicht, indem sie sie herun-
terspielte, sondern indem sie ihre Bedeu-
tung übertrieb. Den ArbeiterInnen der 
Welt wurde erzählt, dass, wenn sie nicht 
sofort die massiven Angriffe akzeptierten, 

ganze Staaten und mit ihnen die Renten 
und Krankenkassen Bankrott gehen, ihre 
Ersparnisse sich in Luft auflösen würden. 
Diese ideologische Terroroffensive erin-
nerte an die militärische Schockstrategie 
(shock and awe), die von den USA im zwei-
ten Irakkrieg angewendet wurde und die 
die Lähmung, Traumatisierung sowie Ent-
waffnung ihres Gegners bezweckte. Und 
sie funktionierte. Gleichzeitig gab es eine 
objektive Grundlage dafür, nicht alle zen-
tralen Bereiche des Weltproletariats gleich-
zeitig anzugreifen, da große Sektoren der 
Klasse in den USA, in Großbritannien, in 
Irland und in Südeuropa viel stärker litten 
als in Deutschland, Frankreich und im rest-
lichen Nordwesteuropa.

Das zweite Kapitel dieser Offensive des 
Terrors und der Spaltung war schließ-
lich die Euro-Krise, in der das europäi-
sche Proletariat erfolgreich zwischen dem 
Norden und dem Süden gespalten wurde, 
zwischen den „faulen Griechen“ und den 
„arroganten Nazideutschen“. In diesem 
Kontext hatte die Bourgeoisie noch einen 
weiteren Trumpf im Ärmel: den ökono-
mischen Erfolg der Deutschen. Selbst die 
Streiks von 2015 und, allgemeiner, die 
jüngsten Erhöhungen der Löhne und der 
Sozialleistungen wurden allesamt genutzt, 
dem europäischen Proletariat die Botschaft 
einzubläuen, dass es sich letztlich lohne, 
Opfer angesichts der Krise zu bringen. 

Diese Botschaft, dass Kämpfe sich nicht 
auszahlen, wurde zusätzlich durch die Tat-
sache unterstrichen, dass in den Ländern, 
in denen die politische und wirtschaftliche 
Stabilität besonders fragil und die Arbei-
terklasse schwächer ist, die Protestbewe-
gungen der jungen Generationen („Ara-
bischer Frühling“) nur zur Auslösung von 
mörderischen Bürger- und imperialistische 
Kriegen und/oder neuen Repressionswel-
len führten. All dies verstärkte das Gefühl 
der Machtlosigkeit und den Mangel an Per-
spektive in der gesamten Klasse. 

Der ausbleibende Zusammenbruch des 
Kapitalismus und das Versagen des euro-
päischen Proletariats, sich den massiven 
Angriffen zu widersetzen, schränkte auch 
das Aufkommen von Vorläufern einer 
neuen revolutionären Generation ein. Die 
Zunahme von öffentlichen Versammlun-
gen und Demonstrationen, die diese Phase 
in Deutschland kennzeichnete, wich einer 
Phase wirklicher Demoralisierung. Seither 
haben weitere Demonstrationen stattge-
funden – gegen „Pegida“, TTIP, Gentechno-
logie oder die Überwachung des Internet –, 
die jedoch bar jeglicher grundsätzlicheren 
Kritik am Kapitalismus an sich sind.

Und jetzt, seit dem Sommer 2015, folgte 
den Schlägen der Finanz- und Eurokrise 
ein weiterer: die gegenwärtige Flücht-
lingskrise. Auch sie wird von der herrschen-
den Klasse bis zum Äußersten gegen das 
Nachdenken des Proletariats benutzt. Doch 
mehr noch als die bürgerliche Propaganda 
stellt die Flüchtlingswelle selbst einen 
Schlag gegen die ersten Keime eines Klas-
senbewusstseins dar, das sich gerade vom 
Schlag 1989 („Tod des Kommunismus“) 
erholt hatte. Die Tatsache, dass Millionen 
aus der „Peripherie“ des Kapitalismus ihr 
Leben aufs Spiel setzen, um nach Europa, 
Nordamerika und in andere „Festungen“ 
zu gelangen, kann für den Moment nur 
den Eindruck verstärken, dass es ein Pri-
vileg sei, in den entwickelteren Teilen der 
Welt zu leben, und dass die Arbeiterklasse 
im Herzen des Systems mangels Alterna-
tive also doch etwas im Kapitalismus zu 
verteidigen habe. Darüber hinaus neigt die 
Klasse, zurzeit ihres eigenen politischen, 
theoretischen und kulturellen Vermächt-
nisses entkleidet, insgesamt dazu, die 
Ursachen dieser verzweifelten Migration 
nicht innerhalb des Kapitalismus, nicht 
verknüpft mit den in den demokratischen 
Ländern angesiedelten Widersprüchen zu 
sehen, sondern in einer Abwesenheit von 
Kapitalismus und Demokratie in den Kon-
fliktzonen.

All dies hat zu einem neuerlichen Rück-
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gang sowohl des Kampfgeistes als auch des 
Bewusstseins in der Klasse geführt.

Das Problem des politischen 
Populismus

Obwohl das Phänomen des rechten Ter-
rors gegen Fremde und Flüchtlinge nicht 
neu ist in Deutschland, besonders seit 
der „Wiedervereinigung“ und namentlich 
(obgleich nicht nur) in seinen neuen, östli-
chen Provinzen, war bis jetzt der Aufstieg 
einer stabilen populistischen Bewegung in 
Deutschland erfolgreich von der herrschen-
den Klasse verhindert worden. Doch im 
Kontext der Euro-Krise, der akuten Phase, 
die bis zum Sommer 2015 andauerte, 
und der „Flüchtlingskrise“, die ihr folgte, 
erlebte der politische Populismus einen 
Aufschwung. Dieser hat sich hauptsächlich 
auf drei Ebenen manifestiert: mit dem Auf-
stieg der AfD (Alternative für Deutschland) 
in der Wählergunst, die sich ursprünglich 
in Opposition zum griechischen Hilfspaket 
und auf der Grundlage einer vagen Oppo-
sition gegen eine gemeinsame europäische 
Währung konstituiert hatte; einer rechtspo-
pulistischen Bewegung, die sich um die 
„Montagsspaziergänge“ in Dresden kon-
zentriert (Pegida); einem neuerlichen Wie-
deraufleben des Rechtsterrorismus gegen 
Flüchtlinge und Fremde, wie der „Natio-
nalsozialistische Untergrund“ (NSU).

Solche Phänomene sind nicht neu auf 
der politischen Bühne Deutschlands. Doch 
bis jetzt ist es der Bourgeoisie noch stets 
gelungen, diese Erscheinungen daran zu 
hindern, zu irgendeiner Art von stabiler 
und parlamentarischer Präsenz zu gelan-
gen. Bis zum Sommer 2015 schien es, als 
gelänge es den herrschenden Sektoren 
auch diesmal. Die AfD war um ihr Thema 
(die „griechische“ Krise) und um einige 
ihrer finanziellen Quellen gebracht worden 
und erlitt ihre erste Spaltung. Doch dann 
gelang diesem Populismus ein Comeback; 
dank der neuen Immigrantenwelle wurde 
er stärker denn je. Und da die Immigran-
tenfrage auf absehbare Zeit eine mehr oder 
weniger dominante Rolle zu spielen droht, 
sind die Chancen für die AfD gewachsen, 
sich selbst als eine neue, dauerhaftere 
Komponente des parteipolitischen Appara-
tes zu etablieren.

(…) Der Populismus selbst ist tief in 
den Widersprüchen des Kapitalismus ver-
wurzelt. Die Aufnahme von Flüchtlingen 
heute zum Beispiel liegt im objektiven 
Interesse der wichtigen Sektoren des deut-
schen Kapitalismus. Die ökonomischen 
Vorteile sind noch offenkundiger als die 
imperialistischen. Aus diesem Grund sind 
die Industrieführer und die Geschäftswelt 
zurzeit die enthusiastischsten Anhänger der 
„Willkommenskultur“. Sie rechnen damit, 
dass Deutschland einen Zustrom von einer 
Million pro Jahr in der kommenden Periode 
angesichts des prognostizierten Mangels an 
qualifizierten Arbeitskräften und vor allem 
der demographischen Krise (die beständig 
niedrige Geburtsrate) benötigen wird. Dar-
über hinaus erweisen sich Flüchtlinge aus 
Kriegs- und Katastrophengebieten häufig als 
besonders emsige und disziplinierte Arbei-
terInnen, bereit, für einen niedrigen Lohn 
zu arbeiten, aber auch die Initiative zu 
ergreifen und Risiken in Kauf zu nehmen. 
Auch ist die Integration von Newcomern 
von „Außen“ und die kulturelle Offenheit, 
die dies erfordert, an sich schon eine Pro-
duktivkraft (potenziell natürlich auch für 
das Proletariat). Ein Erfolg Deutschlands auf 
dieser Ebene könnte ihm einen zusätzlichen 
Vorteil gegenüber seinen europäischen Kon-
kurrenten geben. Jedoch ist die Exklusion 
die Kehrseite der Merkelschen Inklusions-
politik. Die Immigration bedarf heute nicht 
mehr der unqualifizierten Arbeitskraft der 
„Gastarbeiter“-Generationen, jetzt, wo die 
ungelernten Jobs sich in der Peripherie des 
Kapitalismus konzentriert haben. Die neuen 

Migranten sollten hohe Qualifikationen mit-
bringen oder zumindest den Willen haben, 
sie zu erlangen. Die jetzige Lage erfordert 
eine viel organisiertere und schonungslo-
sere Selektion als in der Vergangenheit. 
Wegen diesen widersprüchlichen Bedürfnis-
sen von Inklusion und Exklusion ermutigt 
die Bourgeoisie zu Offenheit und Fremden-
feindlichkeit in einem Atemzug. Sie ant-
wortet heute auf dieses Bedürfnis mit einer 
Arbeitsteilung zwischen der Linken und der 
Rechten, einschließlich der Arbeitsteilung 
in der Koalition zwischen Merkels Christde-
mokraten sowie den Christsozialen auf der 
einen und der SPD auf der anderen Seite. 
Doch hinter den jüngsten Dissonanzen zwi-
schen den unterschiedlichen politischen 
Gruppierungen über die Flüchtlingsfrage 
stecken nicht nur eine Arbeitsteilung, son-
dern auch unterschiedliche Anliegen und 
Interessen. Die Bourgeoisie ist kein homo-
gener Block. Während jene Teile der herr-
schenden Klasse des Staatsapparats, die 
der Wirtschaft nahestehen, auf Integration 
drängen, ist der gesamte Sicherheitsapparat 
über Merkels Öffnung der Grenzen im Som-
mer 2015 und über die Massen, die seither 
kamen, entsetzt, führte dies doch zeitweilig 
zu einem Verlust der Kontrolle darüber, wer 
das Staatsterritorium betritt. Ferner gibt es 
innerhalb des Repressions- und Rechtsappa-
rates natürlich auch jene, die, weil sie deren 
Besessenheit von Law & Order, Nationalis-
mus, etc. teilen, mit den Rechtsextremisten 
sympathisieren und sie schützen.

Was die politische Kaste angeht, gibt es 
nicht nur jene, die (abhängig von der Stim-
mung in ihrem Wahlkreis) aus Opportunis-
mus mit dem Populismus flirten. Es gibt 
auch viele, die ihre Mentalität teilen. Zu 
alledem können wir noch die Widersprü-
che des Nationalismus selbst hinzufügen. 
Wie alle modernen, bürgerlichen Staaten 
wurde Deutschland auf der Grundlage 
von Mythen über gemeinsame Geschichte, 
Kultur, ja, über gemeinsames Blut gegrün-
det. Vor diesem Hintergrund kann selbst 
die mächtigste Bourgeoisie nicht beliebig 
unterschiedliche Definitionen der Nation 
erfinden und wiederauflegen, um sie ihren 
wechselnden Interessen anzupassen. Sie hat 
zwangsläufig auch kein Interesse daran, da 
die alten nationalistischen Mythen immer 
noch ein wichtiges und mächtiges Druck-
mittel des „Teile und herrsche“ nach innen 
und für die Mobilisierung der Unterstüt-
zung imperialistischer Aggressionen nach 
außen sind. Somit ist es heute immer noch 
keineswegs selbstverständlich, ein schwar-
zer oder muslimischer „Deutscher“ zu sein.

Die deutsche Bourgeoisie im An-
gesicht der „Flüchtlingskrise“

Im Kontext des Zerfalls und der Wirt-
schaftskrise war der hauptsächliche Motor 
des Populismus in Europa in den letzten 
Jahrzehnten das Problem der Immigra-
tion gewesen. Heute hat sich dieses Pro-
blem durch den größten Exodus seit dem 
II. Weltkrieg verschärft. Warum ist dieser 
Zustrom in Europa ein weitaus größeres 
politisches Problem als in Ländern wie der 
Türkei, Jordanien oder gar Libanon, die 
weitaus größere Kontingente erhalten? In 
den älteren kapitalistischen Ländern sind 
die vorkapitalistischen Gebräuche der 
Gastfreundschaft sowie die mit ihr einher-
gehende Subsistenzwirtschaft und Gesell-
schaftsstruktur viel radikaler verkümmert. 
Da ist auch die Tatsache, dass diese Mig-
ranten aus einer anderen Kultur kommen. 
Dies ist selbstverständlich kein Problem 
an sich, im Gegenteil. Doch insbesondere 
der moderne Kapitalismus macht ein Pro-
blem daraus. Namentlich in Westeuropa ist 
der Wohlfahrtsstaat der Hauptorganisator 
von Sozialunterstützung und Zusammen-
halt. Es ist dieser Staat, der die Flüchtlinge 
unterbringen soll. Schon dies setzt Letztere 
in Konkurrenz zu den „einheimischen“ 
Armen um Jobs, Wohnungen und Sozial-
leistungen. 

Bis jetzt haben die Immigration und 
– mit ihr – der Populismus aufgrund der 
verhältnismäßigen wirtschaftlichen, poli-
tischen und sozialen Stabilität weniger 
Probleme in Deutschland verursacht als 
anderswo in Westeuropa. Doch angesichts 
der gegenwärtigen Lage wird die deutsche 
Bourgeoisie zunehmend nicht nur zuhause, 
sondern auch im Zusammenhang mit der 
Europäischen Union mit diesem Problem 
konfrontiert.

In Deutschland selbst stört der Aufstieg 
des rechten Populismus ihr Projekt, Teile 
der Immigranten zu integrieren. Ein wirk-
liches Problem, da bis jetzt alle Versuche, 
die Geburtenrate „zuhause“ zu steigern, 
gescheitert sind. Der rechte Terror beschä-
digt auch ihre Reputation im Ausland – ein 
sehr empfindlicher Punkt angesichts der 
Verbrechen der deutschen Bourgeoisie in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die 
Etablierung der AfD als stabile parlamen-
tarische Kraft könnte die Bildung künftiger 
Regierung verkomplizieren. Auf der Ebene 
der Wahlen ist es vor allem ein Problem für 
die gegenwärtige CDU/CSU, der führenden 
Regierungspartei, die bis jetzt unter Merkel 
in der Lage gewesen ist, sowohl sozialde-
mokratische als auch „konservative“ Wäh-
ler anzuziehen und so ihre führende Posi-
tion gegenüber der SPD zu zementieren.

Doch vor allem auf europäischer Ebene 
bedroht der Populismus deutsche Interes-
sen. Der Status Deutschlands als ökonomi-
scher und, in einem geringeren Umfang, 
politischer global player hängt zu einem 
bedeutenden Teil von der Existenz und 
dem Zusammenhalt der EU ab. Wenn 
populistische, mehr oder weniger anti-eu-
ropäische Parteien im Osten (in Ungarn 
und Polen bereits der Fall) und vor allem 
im Westen Europas an die Regierung kom-
men, würde dies den Zusammenhalt beein-
trächtigen. Dies ist der Hauptgrund dafür, 
dass Merkel die Flüchtlingsfrage zu einem 
Thema erklärt hat, das „über das Schicksal 
entscheiden wird“. Die Strategie der deut-
schen Bourgeoisie gegenüber dieser Frage 
ist es, die mehr oder weniger chaotische 
Einwanderung der Nachkriegs-Gastarbeiter 
und der Periode der De-Kolonisierung in 
eine leistungsorientierte, höchst selektive 
Immigration mehr nach kanadischem oder 
australischem Modell umzuwandeln. Die 
effektivere Abschottung der Außengrenzen 
der EU ist eine der Voraussetzungen für die 
vorgeschlagene Umwandlung der illegalen 
in legale Einwanderung. Dies würde auch 
die Etablierung von jährlichen Einwande-
rungsquoten zur Folge haben. Statt hor-
rende Summen zu zahlen, um sich in die 
EU einzuschmuggeln zu lassen, würden 
Migranten ermutigt werden, in die Verbes-
serung ihrer eigenen Qualifikationen zu 
„investieren“, um die Chancen zum legalen 
Zutritt zu erhöhen. Statt auf eigene Faust 
sich auf den Weg nach Europa zu machen, 
würden jene Flüchtlinge, die akzeptiert 
werden, herein transportiert werden, in 
eigene Wohnungen und bereits mit für sie 
ausersehenen Jobs. Die Kehrseite dieser 
Medaille ist, dass die unerwünschten Ein-
wanderer an den Grenzen gestoppt wer-
den oder schnell und brutal hinausgewor-
fen werden, falls sie es bereits geschafft 
haben, nach Europa zu gelangen. Diese 
Umwandlung der europäischen Grenzen in 
Selektionsrampen (bereits im Gange) wird 
als humanistisches Projekt dargestellt, das 
darauf abziele, die Zahl der Todesopfer im 
Mittelmeer, die trotz aller Medienmani-
pulationen zu einer Quelle der moralischen 
Schande für die europäischen Bourgeoisien 
geworden ist, zu reduzieren. (…)

Anders als in den 1970er Jahren (als 
in vielen führenden westlichen Ländern 
linksbürgerliche Parteien an die Regierung 
kamen: „die Linke an der Macht“) oder in 
1980er Jahren („die Linke in der Opposi-
tion“) wird die aktuelle Regierungsstrate-
gie und der „Wahlzirkus“ in Deutschland 
viel weniger von einer unmittelbaren 
Bedrohung durch den Klassenkampf und 
weitaus mehr als in der Vergangenheit von 
den Problemen der Immigration und des 
Populismus bestimmt.

Die Flüchtlinge und die Arbeiterklasse
Die Solidarität mit den Flüchtlingen, die 

von einem bedeutenden Teil der Bevöl-
kerung in Deutschland zum Ausdruck 
gebracht worden war, war, obgleich vom 
Staat bis zum Geht-nicht-mehr ausgebeu-
tet, um das Bild eines humanen, weltoffe-
nen deutschen Nationalismus zu promoten, 
spontan und zu Beginn „selbstorganisiert“. 
Und noch heute, mehr als ein halbes Jahr 
nach dem Beginn der aktuellen Krise, würde 
das staatliche Management des Zustroms 
ohne die Initiativen der Bevölkerung kolla-
bieren. Es gibt nichts Proletarisches an die-
sen Aktivitäten. Im Gegenteil, diese Men-
schen verrichten teilweise die Arbeit, die 
der Staat nicht gewillt oder unfähig ist zu 
tun, oftmals ohne jegliche Bezahlung. Für 
die Arbeiterklasse besteht das zentrale Pro-
blem darin, dass diese Solidarität gegen-
wärtig nicht auf dem Klassenterrain statt-
finden kann. Für den Augenblick nimmt sie 
einen sehr unpolitischen Charakter an, los-
gelöst von jeglicher ausdrücklichen Oppo-
sition gegen den imperialistischen Krieg in 
Syrien zum Beispiel. Wie die „NGOs“ und 
all die verschiedenen „kritischen“ Organi-
sationen der (in Wahrheit nicht existenten) 
„Bürgergesellschaft“ sind diese Strukturen 
mehr oder weniger direkt in Anhängsel des 
totalitären Staates umgewandelt worden.

Doch gleichzeitig wäre es falsch, diese 
Solidarität nur als karitativ abzuquali-
fizieren. Dies umso mehr, als sich diese 
Solidarität gegenüber einem Zustrom 
potenzieller Rivalen auf dem Arbeits- und 
anderen Märkten äußert. In Abwesenheit 
vorkapitalistischer Traditionen der Gast-
freundschaft in den alten kapitalistischen 
Ländern ist die assoziierte Arbeit und 
Solidarität des Proletariats die hauptsäch-
liche soziale, materielle Basis solcher all-
gemein gefühlten Solidarität. Ihr ganzer 
Geist entspricht nicht der „Hilfe für die 
Armen“, sondern der Kooperation und 
kollektiven Kreativität. Wenn die Klasse 
langfristig ihre Identität, ihr Bewusstsein 
und ihr Erbe zu entdecken beginnt, kann 
diese gegenwärtige Erfahrung der Solidari-
tät in die Erfahrung der Klasse und in ihre 
Suche nach einer revolutionären Perspek-
tive integriert werden. Unter den Arbei-
terInnen in Deutschland heute drückt der 
Impuls der Solidarität zumindest potenzi-
ell gewissermaßen den Zündwürfel eines 
Klassengedächtnisses und -bewusstseins 
aus, daran erinnernd, dass auch in Europa 
Krieg und Vertreibung keine sehr weit 
zurückliegende Erfahrung sind und dass 
die De-Solidarisierung in der Zeit der Kon-
terrevolution (vor, während und nach dem 
II. Weltkrieg) sich heute nicht wiederholen 
darf. Das Gegenteil zum Populismus im 
Kapitalismus ist nicht die Demokratie und 
der Humanismus, sondern die assoziierte 
Arbeit – das Hauptgegengewicht zur Frem-
denfeindlichkeit und zum Pogromismus. 
Der Widerstand gegen Ausschluss und Sün-
denbocksuche war stets ein permanentes 
und wichtiges Moment im täglichen Klas-
senkampf des Proletariats. Es kann heute 
der Beginn einer sehr unklaren und tasten-
den Erkenntnis sein, dass die Kriege und 
andere Katastrophen, die Menschen zur 
Flucht zwingen, Teil eines gewaltsamen 
Trennungsprozesses sind, durch den das 
Proletariat sich permanent konstituiert. 
Und dass die Weigerung jener, die alles 
verloren haben, gehorsam dort zu bleiben, 
wo die herrschende Klasse sie hin wünscht, 
ihre Weigerung, das Streben nach einem 
besseren Leben aufzugeben, konstituie-
rende Momente des proletarischen Kampf-
geistes sind. Der Kampf für ihre Mobilität, 
gegen das Regime der kapitalistischen Dis-
ziplinierung ist einer der ältesten Momente 
im Leben der „freien“ Lohnarbeit.

„Globalisierung“ und das  
Erfordernis eines  
internationalen Kampfes

Im Kapitel über die Bilanz des Klassen-
kampfes argumentierten wir, dass die 
Streiks in Deutschland 2015 eher ein Aus-
druck der momentanen nationalen Wirt-
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schaftslage waren denn ein Anzeichen 
eines breiteren europäischen oder interna-
tionalen Kampfgeistes. Es bleibt daher rich-
tig, dass es zunehmend schwieriger wird 
für die Arbeiterklasse, ihre unmittelbaren 
Interessen durch Streikaktionen und andere 
Kampfmittel zu vertreten. Dies bedeutet 
nicht, dass ökonomische Kämpfe nicht 
mehr möglich sind oder ihre Relevanz ver-
loren haben (wie die sog. Essener Tendenz 
der KAPD irrtümlicherweise in den 1920er 
Jahren meinte). Im Gegenteil, es bedeutet, 
dass die ökonomische Dimension des Klas-
senkampfes heute eine weitaus direktere 
politische Dimension als in der Vergangen-
heit enthält – eine Dimension, die äußerst 
schwierig einzuschätzen ist. (…) Eine 
grundlegendere Ursache liegt in dem, was 
„Globalisierung“ genannt wird – die gegen-
wärtige Phase des totalitären Staatskapita-
lismus –, und im Rahmen begründet, den 
sie für die Weltwirtschaft vorgibt.

Die „Globalisierung“ des Weltkapitalis-
mus ist an sich kein neues Phänomen. (…)
Es wird nahezu nichts irgendwo auf der 
Welt produziert, das nicht auch anderswo 
produziert werden könnte. Jeder Nationals-
taat, jede Region, jede Stadt, jeder Stadt-
teil, jeder Wirtschaftssektor ist dazu verur-
teilt, mit all den anderen um die globalen 
Investitionsfonds zu konkurrieren. Die 
ganze Welt ist in den Bann gezogen, so als 
sei sie dazu verdammt, auf die Erlösung 
durch die Ankunft des Kapitals in der Form 
von Investitionen zu warten. Diese Phase 
des Kapitalismus ist keinesfalls ein sponta-
nes Produkt, sondern eine Staatsordnung, 
die vor allem von den führenden, alten bür-
gerlichen Nationalstaaten eingeführt und 
durchgesetzt worden ist. Eines der Ziele 
dieser Wirtschaftspolitik ist es, die Arbei-
terklasse der gesamten Welt in ein monströ-
ses disziplinarisches System einzusperren.

Auf dieser Ebene können wir vielleicht 
die Geschichte der objektiven Bedingun-
gen des Klassenkampfes sehr schematisch 
in drei Phasen unterteilen. Im Aufstieg des 
Kapitalismus sahen sich die ArbeiterIn-
nen an erster Stelle einzelnen Kapitalisten 
gegenüber und konnten sich somit mehr 
oder weniger wirksam in Gewerkschaften 
organisieren. Mit der Konzentration von 
Kapital in den Händen großer Unterneh-
men und des Staates verloren die etablier-
ten Kampfmittel ihre Wirksamkeit. Jeder 
Streik sah sich direkt mit der gesamten 
Bourgeoisie, zentralisiert im Staat, kon-
frontiert. Es dauerte eine Zeitlang, bis 
das Proletariat eine wirksame Antwort 
auf diese neue Situation fand: den Mas-
senstreik des gesamten Proletariats auf 
der Ebene eines ganzen Landes (Russland 
1905), der in sich bereits das Potenzial der 
Machtübernahme und der Verbreitung auf 
andere Länder enthielt (die erste revoluti-
onäre Welle, die im Roten Oktober ihren 
Ausgang nahm). Mit der heutigen „Globa-
lisierung“ erreicht eine objektive, histori-
sche Tendenz des dekadenten Kapitalismus 
ihre volle Entwicklung: Jeder Streik, jeder 
Akt des „wirtschaftlichen“ Widerstandes 
durch ArbeiterInnen irgendwo auf der 
Welt sieht sich sofort mit dem gesamten 
Weltkapital konfrontiert, das jederzeit 
bereit ist, Produktion und Investitionen 
zurückzuziehen und irgendwo anders zu 
produzieren. Zurzeit erweist sich das inter-
nationale Proletariat als ziemlich außer-
stande, eine adäquate Antwort oder auch 
nur eine Ahnung davon zu finden. Wir wis-
sen nicht, ob es ihm letztendlich gelingen 
wird. Doch es scheint klar zu sein, dass 
die Entwicklung in diese Richtung viel-
länger dauern wird als der Übergang vom 
Gewerkschaftswesen zum Massenstreik. 
Denn einerseits muss die Lage des Prole-
tariats in den alten, zentralen Ländern des 
Kapitalismus – in jenen, die wie Deutsch-
land an der Spitze der ökonomischen Hier-
archie stehen – weitaus dramatischer sein, 
als dies heute der Fall ist. Andererseits 
ist der Schritt, den die objektive Realität 
erfordert – ein bewusster internationaler 
Klassenkampf, der „internationale Mas-
senstreik“ – weitaus anspruchsvoller, als 
der Massenstreik in einem Land. Denn er 

erfordert die Infragestellung nicht nur des 
Korporatismus und Partikularismus, son-
dern auch der wichtigsten, oftmals Jahr-
hunderte oder Jahrtausende alten Spaltun-
gen der Klassengesellschaft wie die nach 
Nationalität, ethnischer Kultur, Rasse, Reli-
gion, Geschlecht, etc. Ein weitaus profun-
derer und politischerer Schritt. Wenn wir 
über diese Frage nachdenken, sollten wir 
berücksichtigen, dass die Faktoren, die die 
Entwicklung einer revolutionären Perspek-
tive durch das Proletariat, nicht nur in der 
Vergangenheit liegen, sondern auch in der 
Gegenwart, dass sie nicht nur politische 
Ursachen haben, sondern auch „ökonomi-
sche“ (korrekter: wirtschaftspolitische).

Präsentation über die  
nationale Lage in Deutschland 
(März 2016)

Zurzeit der „Finanzkrise“ 2008 gab es 
eine Tendenz in der IKS zu einer Art von 
„Katastrophismus“, eine der Manifestatio-
nen der von einigen Genossen vorgestell-
ten Idee, dass der Zusammenbruch der 
zentralen Ländern des Kapitalismus wie 
Deutschland nun auf der Tagesordnung 
stünde. Einer der Gründe, die relative 
wirtschaftliche Stärke und Konkurrenzfä-
higkeit Deutschlands zu einer Achse die-
ses Berichts zu machen, ist die Hoffnung, 
dazu beizutragen, solche Schwächen zu 
überwinden. Doch wir wollen auch den 
Geist der Nuancierung gegen das schema-
tische Denken stärken. Weil der Kapitalis-
mus selbst eine abstrakte Funktionsweise 
(gestützt auf dem Austausch von Äquiva-
lenten) hat, gibt es die verständliche, aber 
ungesunde Tendenz, die ökonomischen 
Fragen zu abstrakt zu betrachten, indem 
man zum Beispiel die relative wirtschaft-
liche Stärke der nationalen Kapitale nur in 
sehr allgemeinen Begriffen beurteilt (wie 
dem Grad der organischen Zusammenset-
zung des Kapitals, der arbeitsintensiven 
Produktion, der Mechanisierung, wie im 
Bericht erwähnt) und vergisst, dass der 
Kapitalismus ein soziales Verhältnis zwi-
schen menschlichen Wesen, vor allem zwi-
schen sozialen Klassen ist. (…)

Über die Weise, wie die Flüchtlingskrise 
für imperialistische Zwecke benutzt wird, 
ist es notwendig, den Bericht auf den neues-
ten Stand zu bringen. Gegenwärtig machen 
sowohl die Türkei als auch Russland massi-
ven Gebrauch von der Notlage der Flücht-
linge, um das deutsche Kapital zu erpressen 
und das, was von Europas Zusammenhalt 
übriggeblieben ist, zu schwächen. Wie 
Ankara die Flüchtlinge westwärts hat zie-
hen lassen, ist im Bericht bereits erwähnt. 
Der Preis für die türkische Kooperation in 
dieser Frage wird sich nicht auf einige Mil-
liarden Euro beschränken. Was Russland 
anbelangt, so ist es kürzlich von einer 
Reihe von NGOs und Flüchtlingshilfeorga-
nisationen beschuldigt worden, absichtlich 
Krankenhäuser und Wohnviertel in syri-

schen Städten zu bombardieren, um neue 
Flüchtlingsströme auszulösen. Allgemeiner 
gesagt, hat die russische Propaganda die 
Flüchtlingsfrage systematisch benutzt, um 
die Flammen des politischen Populismus in 
Europa weiter anzufachen.

(…) Wie der Bericht bereits erwähnte, 
hatte Putin die Modernisierung der russi-
schen Wirtschaft in enger Zusammenar-
beit mit der deutschen Industrie geplant, 
insbesondere mit ihrem Maschinenbau-
sektor, der seit Ende des II. Weltkrieges 
hauptsächlich im Süden Deutschlands 
angesiedelt ist (einschließlich Siemens, 
einst in Berlin gegründet und nun in Mün-
chen, das anscheinend dazu bestimmt ist, 
eine zentrale Rolle in dieser „russischen 
Operation“ zu spielen). In diesem Kontext 
können wir die Verbindung zwischen der 
anhaltenden Kritik der bayrischen CSU 
an Merkels „europäischer“ (und „türki-
scher“) „Lösung“ der Flüchtlingskrise und 
dem spektakulären Besuch des bayrischen 
Parteiführers in Moskau zum Höhepunkt 
dieser Kontroverse nachvollziehen.2 Diese 
Fraktion zieht es vor, mit Moskau statt mit 
Ankara zu kollaborieren. Paradoxerweise 
kommt die größte Unterstützung der Kanz-
lerin in dieser Frage nicht aus den Reihen 
ihrer Partei, sondern von ihrem Koaliti-
onspartner, der SPD, und der parlamen-
tarischen Opposition. Dies lässt sich zum 
Teil mit einer Arbeitsteilung innerhalb der 
regierenden Union erklären, bei der ihr 
rechter Flügel (im Augenblick nicht sehr 
erfolgreich) versucht, ihre „konservativen“ 
WählerInnen davon abzuhalten, abtrünnig 
zu werden und zur AfD überzulaufen. Doch 
es gibt auch regionale Spannungen (nach 
dem II. Weltkrieg war das „kulturelle“ 
Leben der deutschen Bourgeoisie, obwohl 
die Regierung in Bonn saß und das Finanz-
kapital in Frankfurt am Main, hauptsäch-
lich in München konzentriert; erst in jüngs-
ter Zeit beginnt es sich wieder in Berlin 
anzusiedeln). (…)

Der Bericht zog eine Verbindung zwi-
schen Wirtschaftskrise, Immigration und 
politischem Populismus. Wenn wir die 
wachsende Rolle des Antisemitismus hin-
zufügen, dann fallen die Parallelen zu den 
1930er Jahren besonders ins Auge. Doch 
es ist in diesem Zusammenhang aufschluss-
reich, auch einen Blick auf die historischen 
Unterschiede zu werfen. Die Tatsache, dass 
es zurzeit keinen überzeugenden Nach-
weis gibt, dass die zentralen Sektionen des 
Proletariats geschlagen, desorientiert und 
demoralisiert sind wie 80 Jahre zuvor, ist 
der wichtigste, aber nicht der einzige Unter-
schied. Die Wirtschaftspolitik, die von der 
Weltbourgeoisie heute bevorzugt wird, ist 
die „Globalisierung“, nicht die Autarkie und 
auch nicht der von den „moderaten“ Popu-
listen befürwortete Protektionismus. Dies 
berührt einen anderen Aspekt des zeitge-
nössischen Populismus, der im Bericht noch 
nicht richtig entwickelt war: seine Opposi-
tion gegen die Europäische Union. Letztere 

ist auf ökonomischer Ebene eines der Inst-
rumente der heutigen „Globalisierung“. In 
Europa ist sie zu ihrem Hauptsymbol gewor-
den. Teil des Hintergrundes der Bildung von 
populistischen Regierungen in Mitteleuropa 
in jüngster Zeit sind zum Beispiel die Ver-
handlungen über das TTIP-Abkommen 
zwischen Nordamerika und Europa, das 
der Großindustrie und dem Agrar-Business 
Vorteile verschafft, auf Kosten von  Klein-
bauern und -produzenten in Gebieten, wie 
den so genannten Visegrad-Staaten (Polen, 
Ungarn, Tschechien und der Slowakei). Was 
die Situation des Proletariats anbetrifft, so 
wird am Ende des Berichts die Mahnung 
ausgedrückt, dass wir nicht nur auf die 
Ursachen schauen dürfen, die aus der Ver-
gangenheit herrühren (wie die Konterre-
volution, die der Niederlage der Russischen 
und Weltrevolution Ende des I. Weltkrieges 
folgte), um die Schwierigkeiten der Arbei-
terklasse zu erklären, nach 1968 ihren 
Kampf politisch in eine revolutionäre Rich-
tung zu lenken. All diese Faktoren aus der 
Vergangenheit, die zutiefst richtige Erklä-
rungen sind, verhinderten dennoch weder 
Mai ’68 noch den Heißen Herbst 1969 in 
Italien. Auch sollten wir nicht davon ausge-
hen, dass das revolutionäre Potenzial, das 
sich damals auf embryonale Weise artiku-
lierte, von Anfang an zum Scheitern ver-
urteilt gewesen sei. Erklärungen, die sich 
einseitig auf die Vergangenheit berufen, 
führen zu einer Art von deterministischen 
Fatalismus. Auf der ökonomischen Ebene 
war die sog. Globalisierung ein wirtschaftli-
ches und politisches Instrument des Staats-
kapitalismus, das die Bourgeoisie entdeckte, 
um ihr System zu stabilisieren und der pro-
letarischen Bedrohung zu begegnen, ein Ins-
trument, auf das das Proletariat umgekehrt 
eine Antwort finden muss. Daher sind die 
Schwierigkeiten der Arbeiterklasse in den 
vergangenen 30 Jahren bei der Entwick-
lung einer revolutionären Alternative aufs 
Engste mit der polit-ökonomischen Strate-
gie der Bourgeoisie verknüpft, einschließ-
lich ihrer Fähigkeit, einen ökonomischen 
Kladderadatsch für die Arbeiterklasse – und 
somit die Gefahr eines Klassenkrieges – in 
den alten Zentren des Weltkapitalismus hin-
auszuschieben.

Fußnoten
1 Laut Rosa Luxemburg zentrieren sich außerka-
pitalistische Zonen um die noch nicht auf der Aus-
beutung von Lohnarbeit basierenden Produktion, 
ob als Subsistenzwirtschaft oder als Produktion 
für den Markt durch individuelle Produzenten. Die 
Kaufkraft solcher Produzenten hilft die Kapitalak-
kumulation in Gang zu setzen. Der Kapitalismus 
mobilisiert und beutet die Arbeitskraft und die 
„Rohstoffe“ (d.h. den natürlichen Reichtum) aus, 
die aus diesen Zonen kommen. 

2 Die Diskussion auf der Konferenz hob richtiger-
weise hervor, dass die Formulierung im Bericht, 
wonach die Geschäftswelt in Deutschland die 
Flüchtlingspolitik von Merkel unterstützt, als sei 
sie ein einziger Block, sehr schematisch und als 
solche nicht richtig ist. Selbst der Bedarf an fri-
scher Arbeitskraft für die Arbeitgeber variiert 
stark von einem Sektor zum anderen.
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britannien in der Lage gewesen war, auf 
eine Weise unbeteiligt in den europäi-
schen Rivalitäten zu bleiben, wie es die 
Kontinentalstaaten nicht sein konnten; 
seine verhältnismäßig kleine Größe und 
die Nicht-Existenz eines Landheeres hatte 
bedeutet, dass es niemals darauf setzen 
konnte, Europa zu dominieren, wie es 
Frankreich bis zum 19. Jahrhundert tat 
und Deutschland seit 1870, sondern seine 
existenziellen Interessen nur verteidigen 
konnte, indem es die Hauptmächte gegen-
einander ausspielte und jegliche Verpflich-
tung gegenüber ihnen vermied.

2. Großbritanniens geographische Lage als 
eine Insel und sein Status als die weltweit 
erste Industrienation haben seinen Auf-
stieg als maritime Weltimperialist bedingt. 

Zumindest seit dem 17. Jahrhundert hat-
ten die herrschenden Klassen Großbritan-
niens eine Weltsicht gehabt, die es ihnen 
gestattete, eine gewisse Distanziertheit zu 
einer ausschließlich europäischen Politik 
zu erhalten. Diese Situation änderte sich 
nach dem II. Weltkrieg radikal, erstens 
weil Großbritanniens Status als dominante 
Weltmacht nicht mehr aufrechtzuerhal-
ten war; zweitens weil die moderne Mili-
tärtechnologie (Airpower, Langstrecken-
raketen, Nuklearwaffen) bedeutete, dass 
die Isolation gegenüber der europäischen 
Politik keine Option mehr war. Einer der 
ersten, die diese Situation erkannten, war 
Winston Churchill, der 1946 zur Schaffung 
der „Vereinten Staaten von Europa“ auf-
rief; seine Position wurde jedoch innerhalb 
der Konservativen Partei niemals völlig 
akzeptiert . Die Opposition gegen eine Mit-
gliedschaft in der EU6 wuchs, als Deutsch-

land immer stärker wurde, insbesondere 
nach dem Zusammenbruch der UdSSR und 
der deutschen Wiedervereinigung 1990, 
die das Gewicht Deutschlands in Europa 
steigerte. Während der Referendumskam-
pagne verursachte Boris Johnson bekann-
termaßen einen Skandal, als er sagte, dass 
die EU ein Instrument der deutschen Vor-
herrschaft „à la Hitler“ sei, doch konnte er 
keine Urheberschaft anmelden. Dieselben 
Ressentiments, in so ziemlich dergleichen 
Sprache, wurden 1990 von Nicolas Ridley 
ausgedrückt, damals Minister in Thatchers 
Regierung. Es spricht für den Autoritäts-
verlust und die Disziplinlosigkeit innerhalb 
des politischen Apparates nach dem Krieg, 
dass, während Ridley sofort gezwungen 
wurde, aus der Regierung zurückzutre-
ten, die Konsequenzen  für Johnson darin 
bestehen, dass er Mitglied im neuen Kabi-
nett wird.
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3. Großbritanniens einmaliger Status als 
die weltweit größte imperiale Macht und 
der Verlust dieses Status‘ ist ein tief ver-
wurzeltes psychologisches und kulturelles 
Phänomen in der britischen Bevölkerung 
(einschließlich der Arbeiterklasse). Die 
nationale Besessenheit vom II. Weltkrieg – 
das letzte Mal, dass Großbritannien so tun 
konnte, als handle es als eine unabhängige 
Weltmacht – veranschaulicht dies perfekt. 
Ein Teil der britischen Bourgeoisie und 
mehr noch des Kleinbürgertums hat noch 
immer nicht begriffen, dass Großbritannien 
heute nur noch eine zweit- oder drittran-
gige Macht ist. Viele der „Leave“-Mitstrei-
terInnen schienen zu glauben, dass, wenn 
Großbritannien von den „Fußfesseln“ 
der EU befreit wäre, die Welt herbeieilen 
würde, um britische Güter und Dienstleis-
tungen zu erwerben – eine Fantasievorstel-
lung, für die die britische Wirtschaft wahr-
scheinlich teuer bezahlen muss.

Diese Empfindung des Ressentiments 
und Zorns gegen die äußere Welt wegen 
des Verlustes der imperialen Macht ist ver-
gleichbar mit jener eines Teils der ameri-
kanischen Bevölkerung als Ergebnis des so 
wahrgenommenen Statusverlustes der Ver-
einigten Staaten und ihres Unvermögens, 
ihre eigene Herrschaft durchzusetzen, so 
wie sie dies im Kalten Krieg taten.

Das Referendum als Zugeständ-
nis an den Populismus

Die populistischen Eskapaden von 
Boris Johnson waren spektakulärer und 
erhielten mehr Medienrummel als David 
Camerons althergebrachte, schrecklich 
vornehme, „verantwortungsvolle“ Rolle. 
Doch in Wahrheit ist Cameron ein besse-
res Indiz dafür, wie weit die Fäulnis in der 
herrschenden Klasse gediehen ist. Johnson 
mag der Hauptakteur gewesen sein, doch 
es war Cameron, der die Bühne bereitete, 
indem er das Versprechen eines Referend-
ums für parteipolitische Zwecke benutzte, 
um die letzten allgemeinen Wahlen zu 
gewinnen. Ein Referendum ist von Hause 
aus weitaus schwerer zu kontrollieren als 
eine Parlamentswahl und stellt als solches 
stets ein Wagnis dar.7 Wie ein Süchtiger 
im Casino zeigte sich Cameron als wieder-
holter Hasardeur, zunächst mit dem Refe-
rendum über die schottische Unabhängig-
keit, das er mit Ach und Krach gewann, 
dann mit dem Brexit. Seine Konservative 
Partei, die sich stets als der beste Vertreter 
der Wirtschaft, der Union8 und der natio-
nalen Sicherheit darstellte, hat letztendlich 
alle drei aufs Spiel gesetzt.

Angesichts der Schwierigkeit, die Ergeb-
nisse zu manipulieren, sind Plebiszite über 
wichtige Angelegenheiten von nationalem 
Interesse größtenteils ein unerwünsch-
tes Risiko für die herrschende Klasse. Im 
klassischen Konzept und in der Ideologie 
der parlamentarischen Demokratie, selbst 
in ihrer dekadenten Scheinform, sind für 
solche Entscheidungen „gewählte Reprä-
sentanten“ vorgesehen, die von Experten 
und Interessengruppen beraten (und beein-
flusst) werden – nicht von der Bevölkerung 
in ihrer Gesamtheit. Vom Standpunkt der 
Bourgeoisie aus ist es der reine Wahnwitz, 
Millionen von Menschen aufzufordern, 
über solch komplexe Themen wie den EU-
Verfassungsvertrag 2004 zu entscheiden, 
als die Massen von Abstimmenden unge-
willt, ja nicht einmal in der Lage waren, den 
Vertragstext zu lesen oder zu verstehen. 
Kein Wunder, dass die herrschende Klasse 
in den Referenden, die über diesen Vertrag 
abgehalten worden waren (Frankreich, 
Niederlande, im ersten Anlauf Irland),  so 
oft das „falsche“ Resultat erzielte.9

Einige aus der britischen Bourgeoi-
sie scheinen heute zu hoffen, dass die 
May-Regierung denselben Trick wie die 
französische und irische Regierung nach 
ihren vermasselten Referenden über den 

Verfassungsvertrag anwendet und das 
Referendum einfach ignoriert oder kippt.  
Dies erscheint uns zumindest kurzfristig 
als unwahrscheinlich, nicht weil die bri-
tischen Bourgeois feurigere Demokraten 
sind als ihre Kumpel, sondern gerade weil 
das Ignorieren des „demokratischen“ Aus-
drucks des „Volkswillens“ lediglich den 
populistischen Ideen mehr Glaubwürdig-
keit verleiht und sie noch gefährlicher 
macht.

Theresa Mays Strategie hat bislang das 
Beste aus einem miesen Job gemacht und 
den Rahmen für den Brexit abgesteckt, 
wobei drei der prominentesten „Lea-
ve“-Befürworter Ministerposten erhal-
ten haben und sich für die Organisierung 
der Loslösung Großbritanniens von der 
EU verantwortlich zeichnen. Selbst Mays 
Ankündigung, den Clown Johnson zum 
Außenminister zu machen – im Ausland 
mit einer Mischung aus Horror, Heiterkeit 
und Unglauben aufgenommen –, ist gewiss 
Teil dieser breiter angelegten Strategie. 
Indem sie Johnson auf den heißen Stuhl 
der Verhandlungsführung für den Austritt 
aus der EU setzt, stellte May sicher, dass 
der Großsprecher der „Leave“-Befürworter 
am meisten unter Beschuss und im Zen-
trum der Glaubwürdigkeitskrise stehen 
wird und somit daran gehindert wird, von 
außen querzuschießen.

Die Auffassung besonders unter jenen, 
die für die populistischen Bewegungen in 
Europa oder in den USA stimmten, dass 
der gesamte demokratische Prozess ein 
Schwindel sei, weil die Elite einfach unbe-
queme Resultate ignoriert, ist eine reale 
Bedrohung für die Effektivität der Demo-
kratie als ein System der Klassenherrschaft. 
In der populistischen Konzeption von 
Politik soll der „direkte Volksentscheid“ 
die Korruption gewählter Repräsentan-
ten durch die etablierten Politeliten ver-
hindern. Daher wurden in Deutschland 
als Folge der negativen Erfahrungen mit 
ihnen in der Weimarer Republik und ihres 
Gebrauchs in Nazi-Deutschland solche 
Referenden aus der Nachkriegsverfassung 
ausgeschlossen.10

Die Wahlen, die aus dem  
Ruder gerieten

Wenn Brexit ein Referendum war, das 
außer Kontrolle geriet, dann ist Trumps 
Wahl als republikanischer Kandidat für die 
Präsidentschaftswahlen 2016 eine Wahl, 
die aus dem Ruder geriet. Als Trump seine 
Kandidatur erklärte, wurde er zunächst 
kaum ernstgenommen: Der Frontmann 
war Jeb Bush, Mitglied der Bush-Dynas-
tie, bevorzugte Wahl der republikanischen 
Granden und als solche potenziell ein 
mächtiger Spendensammler (immer ein 
entscheidender Gesichtspunkt in US-Wah-
len). Doch entgegen aller Erwartungen 
triumphierte Trump in den ersten Vor-
wahlen und gewann auch weiterhin einen 
Bundesstaat nach dem anderen. Bush ver-
puffte wie ein Knallfrosch, andere Kan-
didaten zählten nie mehr als unter ferner 
liefen, und die Bosse der republikanischen 
Partei sahen sich letztendlich der uner-
quicklichen Aussicht ausgesetzt, dass der 
einzige Kandidat mit einer Chance, Trump 
zu schlagen, Ted Cruz war, ein Mann, der 
von seinen Senatskollegen als absolut nicht 
vertrauenswürdig und als nur etwas weni-
ger egoistisch und eigennützig als Trump 
angesehen wird.

Die Möglichkeit, dass Trump Clinton 
schlägt, ist an sich schon ein Hinweis 
darauf, wie irrsinnig die politische Lage 
geworden ist. Doch auch so schon hat 
Trumps Kandidatur Schockwellen durch 
das ganze System imperialistischer Bünd-
nisse gejagt. 70 Jahre lang waren die USA 
der Hauptgarant des NATO-Bündnisses 
gewesen, dessen Wirksamkeit von der 
Unantastbarkeit der wechselseitigen Ver-
teidigung (Bündnisfallklausel) abhängt: 

Ein Angriff auf einen wird als ein Angriff 
gegen alle aufgefasst. Wenn ein potenziel-
ler US-Präsident das NATO-Bündnis und 
die Bereitschaft der USA in Frage stellt, 
ihren vertraglichen Verpflichtungen nach-
zukommen, wie es Trump getan hat, als er 
erklärte, dass eine US-Antwort auf einen 
russischen Angriff gegen die baltischen 
Staaten davon abhänge, ob sie nach seiner 
Einschätzung „ihren Unterhalt bestreiten 
können“, dann jagt dies sicherlich einen 
Schauer über den Rücken der herrschen-
den Klassen Osteuropas, die direkt mit 
Putins Mafia-Staat konfrontiert sind, ganz 
zu schweigen von den asiatischen Ländern 
(Japan, Südkorea, Vietnam, Philippinen), 
die sich darauf verlassen haben, dass Ame-
rika sie vor dem chinesischen Drachen 
beschützt. Fast ebenso alarmierend ist die 
reale Möglichkeit, dass Trump einfach 
nicht weiß, was los ist, wie dies in seiner 
jüngsten Stellungnahme angedeutet wird, 
wonach es keine russischen Truppen in 
der Ukraine gibt (anscheinend unwissend, 
dass die Krim von jedermann, außer den 
Russen, noch immer als Bestandteil der 
Ukraine angesehen wird).

Mehr noch, Trump forderte den russi-
schen Geheimdienst auf, sich in die IT-Sys-
teme der Demokratischen Partei zu hacken 
und lud Putin ein, sein Bestes zu geben. 
Wie sehr dies, wenn überhaupt, Trump 
beschädigen wird, ist schwer zu sagen, 
aber es lohnt sich, sich zu vergegenwär-
tigen, dass seit 1945 die Republikanische 
Partei entschieden, wenn nicht fanatisch 
anti-russisch gewesen war und zugunsten 
einer starken, weltweiten militärischen 
Präsenz, koste es, sie was sie wolle (es war 
Reagans militärische Aufrüstung, die die 
Staatsschulden explodieren ließ).

Es ist nicht das erste Mal, dass die Repu-
blikanische Partei einen Kandidaten aufs 
Feld schickte, der von ihrer Führung als 
gefährlich extremistisch betrachtet wurde. 
1964 gewann Barry Goldwater, dank der 
Unterstützung durch die religiöse Rechte 
und die „konservative Fraktion“ – den 
Vorläufern der heutigen Tea Party –, die 
Vorwahlen. Sein Programm war zumin-
dest kohärent: drastische Reduzierung 
besonders der Sozialfürsorge durch die 
Bundesregierung, militärische Stärke und 
die Bereitschaft, Nuklearwaffen gegen die 
UdSSR einzusetzen. Dies war das klassische 
Programm von Rechtsaußen, aber eines, 
dass überhaupt nicht zu den Bedürfnissen 
des US-Staatskapitalismus passte; Goldwa-
ter erlitt schließlich in den Wahlen, auch 
in Folge der Verweigerung der republikani-
schen Hierarchie, ihn zu unterstützen, eine 
schwere Niederlage.

Ist Trump lediglich ein Goldwater 2.0.? 
Keineswegs, die Unterschiede sind auf-
schlussreich. Goldwaters Kandidatur stellte 
die Machtübernahme in der Republikani-
schen Partei durch die seinerzeitige „Tea 
Party“ dar, die nach Goldwaters krachen-
der Wahlniederlage auf Jahre kaltgestellt 
wurde. Es ist kein Geheimnis, dass die letz-
ten paar Jahrzehnte ein Comeback dieser 
Tendenz erlebt haben, die der GOP11 ein 
mehr oder weniger erfolgreiches Übernah-
meangebot gemacht hat. Die Goldwater-
Anhänger waren dagegen eine im wahrsten 
Sinn des Wortes „konservative Koalition“: 
Sie stellte eine reale konservative Tendenz 
innerhalb eines Amerikas dar, das tiefge-
hende gesellschaftliche Veränderungen 
(Feminismus, die Bürgerrechtsbewegung, 
der Beginn der Opposition gegen den Viet-
nam-Krieg und der Zusammenbruch tradi-
tioneller Werte) durchlief. Obwohl viele 
„Ursachen“ der Tea Party dieselben wie 
Goldwaters sein mögen, ist der Kontext 
nicht der gleiche: Die gesellschaftlichen 
Veränderungen, denen er sich widersetzte, 
haben stattgefunden; die Tea Party von 
heute ist dagegen nicht so sehr eine Koali-
tion von Konservativen, sondern ein Bünd-
nis der Hysterie.

Dies hat der großen Bourgeoisie, die sich 
wenig bis gar nicht um soziale und „kul-

turelle“ Fragen kümmert und im Wesentli-
chen an der Militärmacht der USA und am 
Freihandel, aus dem sie ihre Profite zieht, 
interessiert ist, wachsende Schwierigkeiten 
bereitet. Es ist eine Binsenweisheit, dass 
ein jeder, der in den republikanischen Vor-
wahlen aufläuft, in einer Reihe von Themen 
„untadelig“ sein muss: Abtreibung (man 
muss „fürs Leben“ sein), Waffenkontrolle 
(dagegen), fiskalischer Konservatismus 
und niedrige Besteuerung, „Obamacare“ 
(Sozialismus, sollte abgeschafft werden: in 
der Tat stützt Ted Cruz einen Teil seiner 
Qualifikationen auf einen öffentlichkeits-
heischenden Filibuster gegen Obamacare 
im Senat), Ehe (heilig), Demokratische 
Partei (wenn Satan eine Partei hätte, wäre 
es sie). Nun, in einem Zeitraum von weni-
gen Monaten, hat Trump die Republika-
nische Partei faktisch zerlegt. Wir haben 
hier einen Kandidaten, der sich selbst als 
„unzuverlässig“ in der Abtreibung, Waf-
fenkontrolle, Ehe (drei in seinem Fall) 
gezeigt hat und der in der Vergangenheit 
an den Teufel höchstpersönlich, Hillary 
Clinton, gespendet hat. Ferner schlägt er 
vor, den Mindestlohn anzuheben, Obama-
care zumindest in Teilen zu erhalten, zur 
isolationistischen Außenpolitik zurückzu-
kehren, die Haushaltsschulden in die Höhe 
schnellen zu lassen und elf Millionen ille-
galer Immigranten, deren billige Arbeits-
kraft existenziell für das US-Business ist, 
auszuweisen.

Wie die Tories in Großbritannien mit 
dem Brexit, so findet sich die Republika-
nische Partei – und potenziell die gesamte 
herrschende Klasse in Amerika – in einem 
Programm wieder, das vom Standpunkt 
ihrer imperialistischen und ökonomischen 
Klasseninteressen aus betrachtet völlig 
irrational ist.

Die Folgen

Die einzige Sache, die wir mit Sicherheit 
sagen können, ist, dass Brexit und Trump-
Kandidatur in eine Periode wachsender 
Instabilität in jeder Hinsicht hineinfüh-
ren werden: wirtschaftlich, politisch und 
imperialistisch. Auf der ökonomischen 
Ebene befinden sich die europäischen Län-
der – die, was wir nicht vergessen sollten, 
einen Hauptteil der Weltwirtschaft und 
ihren größten einzelnen Markt repräsen-
tieren – bereits in einer fragilen Situation: 
Sie mussten die Finanzkrise von 2007/08 
und einen drohenden griechischen Aus-
tritt aus der Euro-Zone überstehen, doch 
sie haben sie nicht überwunden. Großbri-
tannien bleibt eine der wichtigsten Öko-
nomien; der langwierige Prozess der Auf-
dröselung seiner Verbindungen zur EU 
wird durch Unvorhersehbarkeit belastet 
sein, nicht zuletzt auf finanzieller Ebene: 
Niemand weiß beispielsweise, welchen 
Effekt der Brexit auf die City von London 
haben wird, Europas Epizentrum im Bank-
geschäft, in Versicherungen und im Aktien-
handel. Politisch kann der Erfolg des Brexit 
die populistischen Parteien in Europa nur 
ermutigen und ihnen größere Glaubwür-
digkeit verleihen. Nächstes Jahr finden die 
Präsidentschaftswahlen in Frankreich statt, 
wo Marine Le Pens populistischer, antieu-
ropäischer Front National, gemessen an 
Wählerstimmen,  mittlerweile die größte 
Partei geworden ist. Die Regierungen in 
den europäischen Hauptmächten sind zer-
rissen zwischen dem Anliegen, die Tren-
nung Großbritanniens von Europa so glatt 
und schmerzlos wie möglich zu gestalten, 
und der realen Furcht, dass jegliche Zuge-
ständnisse an Großbritannien (wie zum 
Beispiel der Zugang zum gemeinsamen 
Markt zusammen mit der Einschränkung 
der Bewegungsfreiheit von Menschen) 
andere auf dumme Gedanken bringen 
könnten, namentlich Länder wie Polen 
und Ungarn. Der Versuch, Europas süd-
östliche Grenzen zu stabilisieren, indem 
die Länder des ehemaligen Jugoslawien 
integriert werden, wird fast sicher einge-
stellt werden. Die EU wird größte Schwie-
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rigkeiten haben, eine gemeinsame Antwort 
auf Erdogans demokratischen Staatsstreich 
in der Türkei und seine Benutzung der 
syrischen Flüchtlinge als Faustpfand in 
einem widerlichen Spiel der wechselseiti-
gen Erpressungen zu präsentieren. Obwohl 
die EU selbst niemals ein imperialistisches 
Bündnis gewesen war, sind die meisten 
ihrer Mitglieder ebenfalls Mitglieder der 
NATO. Jegliche Schwächung des europäi-
schen Zusammenhalts wird daher einen 
Dominoeffekt auf die Fähigkeit der NATO 
haben, dem russischen Druck auf ihre öst-
liche Flanke, der weiteren Destablisierung 
der Ukraine und der baltischen Staaten zu 
begegnen. Es ist kein Geheimnis, dass Rus-
sland eine geraume Zeitlang den franzö-
sischen Front National finanziert hatte und 
die deutsche Pegida-Bewegung zumindest 
benutzt, wenn nicht sogar finanziert. Der 
einzige klare Sieger aus dem Brexit-Refe-
rendum ist in der Tat Wladimir Putin.

Wie wir oben sagten, hat bereits Trumps 
Kandidatur der Glaubwürdigkeit der USA 
einen Schlag versetzt. Der Gedanke an 
einen Präsidenten Trump mit dem Finger 
am Nuklearknopf ist, gelinde gesagt, eine 
Schrecken erregende Aussicht.12 Doch wie 
wir viele Male gesagt haben, ist eines der 
Hauptelemente der Instabilität und des 
Krieges heute die Entschlossenheit der Ver-
einigten Staaten, ihre dominante imperia-
listische Stellung gegen alle Neuankömm-
linge aufrechtzuerhalten. Diese Situation 
wird sich nicht ändern.

Rage against the machine

Boris Johnson und Donald Trump haben 
mehr gemein als nur ihr Großmaul. Beide 
sind politische Abenteurer, bar jeglicher 
Prinzipien oder jeglichen Sinns für über-
geordnete nationale Interessen. Beide sind 
bereit, sich drehen und zu winden, ihre 
Botschaft danach auszurichten, was ihr 
Publikum zu hören wünscht. Ihre dum-
men Mätzchen werden von den Medien 
aufgeblasen, bis sie überlebensgroß sind, 
doch in Wahrheit sind sie ein komplettes 
Unding, nichts anderes als Sprachrohre, 
durch die die Verlierer der Globalisierung 
ihre Wut, ihre Verzweiflung und ihren 
Hass gegen die reichen Eliten und gegen 
die Immigranten herausheulen, die sie für 
ihr Elend verantwortlich machen. Daher 
kommt Trump trotz haarsträubendster 
und widersprüchlichster Stellungnahmen 
ungeschoren davon: Seine Anhänger küm-
mert es einfach nicht, denn er sagt, was sie 
hören wollen.

Das heißt nicht, dass Johnson und Trump 
identisch sind, doch ihre Unterschiede 
haben weniger mit dem persönlichen Cha-
rakter zu tun als vielmehr mit den Diffe-
renzen zwischen den beiden herrschenden 
Klassen, denen sie angehören: Die britische 
Bourgeoisie hat jahrhundertelang eine 
Hauptrolle auf Weltebene gespielt, wäh-
rend Amerikas ungestüme, freibeuterische, 
auf sich bezogene Phase erst mit Roosevelt 
zu Ende ging, als dieser die Isolationisten 
besiegte, um in den II. Weltkrieg einzutre-
ten. Wichtige Fraktionen der herrschenden 
Klasse Amerikas sind bis heute zutiefst 
ignorant gegenüber der Außenwelt geblie-
ben; man ist versucht zu sagen, dass sie 
in einem Zustand der zurückgebliebenen 
Pubertät steckengeblieben sind.

Wahlergebnisse werden niemals ein 
Ausdruck von Klassenbewusstsein sein; 
dennoch können sie uns etwas über die 
Bedingungen der Arbeiterklasse mittei-
len. Ob es nun um das Brexit-Referendum 
geht, um die Unterstützung Trumps in den 
USA, Marine Le Pens in Frankreich oder 
der deutschen Populisten von Pegida und 
AfD – alle Wählerzahlen weisen darauf 
hin, dass diese Parteien und Bewegungen 
Unterstützung vor allem unter jenen Arbei-
terInnen genießen, die am meisten unter 
den Veränderungen in der kapitalistischen 
Ökonomie in den letzten 40 Jahren gelit-
ten haben und die nicht ganz zu Unrecht 
den Schluss ziehen, dass nach Jahren der 

Niederlagen und endlosen Angriffe gegen 
ihre Lebensbedingungen vonseiten rechter 
wie linker Regierungen der einzige Weg, 
die herrschenden Eliten zu erschrecken, 
darin besteht, demonstrativ verantwor-
tungslose Parteien zu wählen, deren Politik 
eben jenen Eliten ein Gräuel ist. Die Tra-
gödie ist, dass es genau jene ArbeiterInnen 
sind, die in den Kämpfen der 1970er Jahre 
zu den am massivsten Involvierten zählten. 
Ein gemeinsames Thema sowohl in den 
Brexit- als auch in den Trump-Kampagnen 
ist der Gedanke, dass „wir die Kontrolle 
zurückerlangen“ können. Ganz gleich, 
dass „wir“ niemals auch nur reale Kon-
trolle über unser Leben gehabt haben – wie 
ein Bewohner Bostons in Großbritannien 
sagte: „Wir wollen Dinge so, wie sie frü-
her waren“. Früher gab es Jobs; Jobs mit 
steigenden Löhnen, als die soziale Solidar-
ität der Arbeitergemeinden noch nicht von 
Arbeitslosigkeit und Heruntergekommen-
heit zerbrochen waren, als Veränderung 
etwas Positives zu sein schien und in einer 
aushaltbaren Geschwindigkeit stattfand.

Es ist zweifellos richtig, dass der Brexit 
eine neue, hässliche Atmosphäre in Groß-
britannien bewirkt hat, eine Atmosphäre, 
in der unverhohlene Rassisten Morgenluft 
wittern und aus ihren Löchern kriechen. 
Doch viele – wahrscheinlich die Mehrheit 
– von jenen, die für den Brexit oder für 
Trump stimmten, um die Einwanderung 
zu stoppen, sind keine Rassisten als solche, 
sondern kranken vielmehr an Xenophobie: 
Angst vor dem Fremden, Angst vor dem 
Unbekannten. Und dieses Unbekannte 
ist im Grunde die kapitalistische Ökono-
mie selbst, die grundsätzlich mysteriös 
und unverständlich ist, weil sie die realen 
gesellschaftlichen Verhältnisse im Produk-
tionsprozess so darstellt, als seien sie Natur-
kräfte, so elementar und unkontrollierbar 
wie das Wetter, deren Auswirkungen auf 
die Lebensgrundlage der ArbeiterInnen 
jedoch noch verheerender sein können. Es 
ist eine fürchterliche Ironie, dass in die-
sem Zeitalter der wissenschaftlichen Ent-
deckungen die Menschen zwar nicht mehr 
glauben, dass schlechtes Wetter von Hexen 
verursacht wird, aber ohne Weiteres bereit 
sind zu glauben, dass ihre wirtschaftlichen 
Nöte von ihren eingewanderten Leidens-
genossen verursacht werden.

Die Gefahr, der wir uns  
gegenübersehen

Wir begannen diesen Artikel mit der 
Bezugnahme auf die „Thesen zum Zerfall“, 
die vor fast 30 Jahren, 1990, geschrieben 
wurden. Wir möchten den Artikel schlie-
ßen, indem wir aus eben diesen Thesen 
zitieren: „Man muß sich besonders klar 
über die Gefahr sein, den der Zerfall für 
die Fähigkeit der Arbeiterklasse, ihre his-
torischen Aufgaben zu erfüllen, darstellt 
(...) Die verschiedenen Elemente, die die 
Stärke der Arbeiterklasse ausmachen, sto-
ßen direkt mit den verschiedenen Erschei-
nungsweisen des ideologischen Zerfalls 
zusammen:
– das kollektive Handeln, die Solidarität; 

all das hebt sich ab von der Atomisie-
rung, dem Verhalten, ‚Jeder für sich‘, 
‚jeder schlägt sich individuell durch‘;

– das Bedürfnis nach Organisierung steht 
dem gesellschaftlichen Zerfall entgegen, 
der Zerbröckelung der Verhältnisse, auf 
die jede Gesellschaft baut;

– die Zuversicht in die Zukunft und in die 
eigenen Kräfte wird ständig untergraben 
durch die allgemeine Hoffnungslosig-
keit, die in der Gesellschaft immer mehr 
überhand nimmt, durch den Nihilismus, 
durch die Ideologie des ‚No future‘;

– das Bewußtsein, die Klarheit, die Kohä-
renz und den Zusammenhalt des Denkens, 
den Geschmack für die Theorie, all diese 
Elemente müssen sich behaupten gegen-
über den Fluchtversuchen, der Gefahr der 
Drogen, der Sekten, dem Mystizismus, 
der Verwerfung der theoretischen Über-
legungen, der Zerstörung des Denkens, 
d.h. all den destruktiven Elementen, die 
typisch sind für unsere Epoche.“

Diese Gefahr droht uns heute

Der Aufstieg des Populismus ist gefähr-
lich für die herrschende Klasse, weil er ihre 
Fähigkeit beeinträchtigt, ihren Politapparat  
zu kontrollieren und gleichzeitig die demo-
kratische Mystifikation aufrechtzuerhal-
ten, die eine der Pfeiler ihrer gesellschaft-
lichen Vorherrschaft ist. Doch er hat dem 
Proleratariat ebenfalls nichts zu bieten. Im 
Gegenteil, es ist eben jene Schwäche des 
Proletariats, seine Unfähigkeit, irgendeine 
alternative Perspektive zum den Kapitalis-
mus bedrohenden Chaos zu bieten, die den 
Aufstieg des Populismus heute erst ermög-
licht hat. Allein das Proletariat kann einen 
Ausweg aus der Sackgasse anbieten, in der 
sich die Gesellschaft heute befindet, doch 
wird es nie dazu im Stande sein, wenn 
ArbeiterInnen sich von den Sirenenklän-
gen der populistischen Demagogen bezir-
zen lassen, die eine unmögliche Rückkehr 
zur Vergangenheit versprechen, die nie so 
existiert hat.

Jens, August 2016

Fußnoten
1 Veröffentlicht 1991 in Internationale Revue 13 
(http://de.internationalism.org/Zerfall/13).

2 Siehe auf unserer Website.

3 Nationaler Gesundheitsdienst.

4 United Kingdom Independance Party: eine po-
pulistische Partei, die 1991 gegründet wurde und 
die im Grunde für den Austritt aus der EU und ge-
gen Immigration wirbt. Paradoxerweise hat sie in 
Straßburg 22 Parlamentsmitglieder und ist damit 
die größte einzelne britische Partei im Europäi-
schen Parlament.

5 Es ist richtig, dass die EU und der britische 

Schatzkanzler einige Anstrengungen unternah-
men, um Eventualpläne im Falle eines Sieges 
des „Leave“-Lagers ins Auge zu fassen. Dennoch 
spricht einiges dafür, dass diese Vorbereitungen 
unzureichend waren und – vielleicht wichtiger 
noch – dass keiner wirklich damit rechnete, dass 
„Leave“ das Referendum tatsächlich gewinnen 
wird. Dies traf selbst auf die „Leave“-Anhänger 
selbst zu. Anscheinend räumte Farage um ein Uhr 
morgens in der Nacht des Referendums bereits den 
Sieg des „Remain“-Lagers ein, nur um am Morgen 
danach zu seinem Schrecken festzustellen, dass 
„Remain“ verloren hat.
6 Großbritannien trat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) 1973 unter einer kon-
servativen Regierung bei. Seine Mitgliedschaft 
wurde in einem Referendum bestätigt, das von der 
Labour-Regierung 1975 abgehalten wurde.
7 Es lohnt sich daran zu erinnern, dass Thatcher 
mehr als zehn Jahre an der Macht blieb, obwohl 
sie nie mehr als 40 Prozent der landesweiten Stim-
men in Parlamentswahlen errang.

8 D.h. die Union des Vereinten Königreiches Eng-
lands, Wales, Schottlands und Nordirlands.

9 Nach diesen unbequemen Ergebnissen ließen die 
europäischen Regierungen den Verfassungsver-
trag fallen, retteten jedoch seine wesentlichsten 
Elemente, indem sie mit dem Lissaboner Vertrag 
von 2009 die existierenden Übereinkommen ein-
fach modifizierten.

10 Man sollte sie unterscheiden von den Referen-
den in Orten wie der Schweiz und Kalifornien, wo 
sie Bestandteil eines historisch etablierten Prozes-
ses sind.

11 „Grand Old Party“: ein umgangssprachlicher 
Name für die Republikanische Partei, der auf das 
19. Jahrhundert zurückgeht.

12 Einer der Gründe für Goldwaters Niederlage 
war seine erklärte Bereitschaft, taktische Atom-
waffen einzusetzen. Die Johnson-Kampagne kon-
terte Goldwaters Motto: „In your heart, you know 
he‘s right“ (In eurem Herzen wisst ihr, er hat recht) 
mit dem Slogan: „In your guts, you know he‘s nuts“ 
(In euren Eingeweiden wisst ihr, dass er Eier hat).
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UNSERE POSITIONEN:

– Seit dem 1. Weltkrieg ist der Kapitalismus ein 
dekadentes gesellschaftliches System. Zweimal hat 
er die Menschheit in einen barbarischen Zy klus 
von Krise, Weltkrieg, Wiederaufbau, neue Kri se ge-
stürzt. In den 80er Jahren ist er in die letzte Phase 
seines Niedergangs eingetreten – die sei nes Zerfalls. 
Gegenüber diesem unwiderruflichen historischen 
Abstieg gibt es nur eine Alternative: Sozialismus 
oder Barbarei, kommunistische Welt revolution oder 
Zerstörung der Menschheit.

– Die Pariser Kommune von 1871 war der erste 
Versuch des Proletariats, diese Revolution durch  
zuführen. Dies geschah jedoch zu einem Zeit  raum, 
als die Bedingungen dafür noch nicht reif waren. 
Nachdem diese Bedingungen aber mit dem Eintritt 
des Kapitalismus in seine Dekadenz geschaffen wa-
ren, stellte die Oktoberrevolution 1917 in Russland 
den ersten Schritt einer echten kommunistischen 
Weltrevolution innerhalb einer internationalen 
Welle von revolutionären Kämpfen dar, die den 
imperialistischen Weltkrieg zu Ende brachte und 
mehrere Jahre fortdauerte. Das Scheitern dieser re-
volutionären Welle, insbeson  dere in Deutschland 
von 1919–23 führte dazu, dass die Revolution in 
Russland isoliert blieb und schnell entartete. Der 
Stalinismus war nicht das Ergebnis der russischen 
Revolution, sondern ihr Totengräber.

– Die staatlichen Regime, die unter der Bezeich nung 
„sozialistisch“ oder „kommunistisch“ in der UdSSR, 
in Osteuropa, China, Kuba usw. entstan den waren, 
waren nur besonders brutale Formen einer weltwei-
ten Tendenz zum Staatskapitalismus, die typisch ist 
für die Niedergangsphase des Ka  pitalismus.

– Seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts sind alle 
Kriege imperialistische Kriege in einem Todes kampf 
zwischen großen oder kleinen Staaten ge wesen, um 
eine internationale Stellung zu erobern oder zu er-
halten. Diese Kriege haben der Mensch  heit nur Tod 
und Zerstörung in einem immer grö ßeren Ausmaß 
gebracht. Die Arbeiterklasse muss dem ihre interna-

tionale Solidarität und den Kampf gegen die Bour-
geoisie in allen Ländern entgegen setzen.

– All die Ideologien der „nationalen Unabhängig  
keit“, des „Selbstbestimmungsrechts der Völker“, 
unabhängig davon, ob sie unter einem ethnischen, 
historischen, religiösen oder sonstigen Vorwand 
verteidigt werden, sind für die Arbeiter ein wahres 
Gift. Indem sie für die eine oder andere Fraktion der 
Bourgeoisie Partei ergreifen sollen, werden so die 
Arbeiter gegeneinander aufgehetzt und dazu getrie-
ben, sich im Interesse der Ausbeuter in den Kriegen 
zwischen diesen gegenseitig abzu  schlachten.

– Im dekadenten Kapitalismus sind das Parlament 
und die Wahlen zu einer einzigen Heuchelei ge-
worden. Jeder Aufruf zur Beteiligung am Wahlzir-
kus kann nur die Wirkung der Lügen verstärken, mit 
der die Wahlen als eine „echte Alternative“ für die 
Ausgebeuteten darstellt werden. Die Demo kratie, 
die eine besonders heuchlerische Herr  schaftsform 
der Bourgeoisie ist, unterscheidet sich im Grunde 
nicht von den anderen Formen der ka  pitalistischen 
Herrschaft, dem Stalinismus und dem Faschismus.

– Die Fraktionen der Bourgeoisie sind alle gleich 
reaktionär. Alle sog. „sozialistischen“, „kommunis-
tischen“ Arbeiterparteien (jetzt die früheren „Kom-
munisten“), die Organisationen der extremen 
Lin ken (Trotzkisten, Maoisten, und Ex Maoisten, 
offizielle Anarchisten) stellen den linken Flügel 
des politischen Apparates des Kapitals dar. All die 
Tak tiken der „Volksfront“, der „antifaschistischen“ 
Front und der „Einheitsfront“, die die Interessen des 
Proletariats mit denen einer Fraktion der Bourgeoi-
sie zusammenbringen wollen, dienen nur dazu, dass 
der Kampf der Arbeiterklasse kontrol  liert und in 
Sackgassen gelenkt wird.

– Mit dem Eintritt des Kapitalismus in seine Deka-
denz sind die Gewerkschaften überall zu Organen 
der kapitalistischen Ordnung innerhalb der Arbei-
terklasse geworden. Die gewerkschaftlichen Or  gani-
sationsformen, ob die „offiziellen“ oder die „Basisge-
werkschaften“, dienen nur dazu, die Ar beiterklasse 
zu kontrollieren und ihre Kämpfe zu sabotieren.

– Um ihre Kämpfe erfolgreich durchzuführen,muss 
die Arbeiterklasse ihre Kämpfe zusam menschließen, 
indem sie deren Ausdehnung und Organisierung 
selbst in die Hand nimmt. Dies ge schieht mittels 
selbständiger Vollversammlungen und Komitees 
von Delegierten, die jeweils jeder zeit von diesen 
Versammlungen gewählt und ab gewählt werden 
können.

– Der Terrorismus ist in keiner Hinsicht ein Mit-
tel des Kampfes der Arbeiterklasse. Als Ausdruck 
der geschichtlich zukunftslosen gesellschaftlichen 
Schichten und des Zerfalls des Kleinbürgertums lie-
fert der Terrorismus, wenn er nicht direkt ein Mit  
tel des ständigen Krieges zwischen den Staaten ist, 
immer einen Nährboden für die Manipulatio  nen 
der Bourgeoisie. Indem er für die geheimen Aktio-
nen von kleinen Minderheiten eintritt, steht er im 
totalen Gegensatz zur Klassengewalt, die sich auf 
Handlungen einer bewussten und organisier  ten 
Masse des Proletariats stützt.

– Die Arbeiterklasse ist die einzige Klasse, die da  
zu in der Lage ist, die kommunistische Revolution 
durchzuführen. Der revolutionäre Kampf führt die 
Arbeiterklasse notwendigerweise zu einer Kon  fron-
tation mit dem kapitalistischen Staat. Um den Kapi-
talismus zu zerstören, muss die Arbeiterklas  se alle 
Staaten zerstören und die Diktatur der Ar  beiter-
klasse auf Weltebene errichten: die interna  tionale 
Macht der Arbeiterräte, die das gesamte Proletariat 
umfassen.

– Die kommunistische Umwandlung der Gesell schaft 
durch die Arbeiterräte bedeutet weder „Selbstver-
waltung“ noch „Verstaatlichung“ der Wirtschaft. 
Der Kommunismus erfordert die be wusste Abschaf-
fung der kapitalistischen Gesell  schaftsverhältnisse 
durch die Arbeiterklasse: die Lohnarbeit, die Wa-
renproduktion, die Landesgren zen. Dazu muss eine 
Weltgemeinschaft errichtet werden, deren ganze 
Aktivitäten auf die volle Be friedigung der menschli-
chen Bedürfnisse ausge richtet sind.

– Die revolutionäre politische Organisation stellt 
die Avantgarde des Proletariats, den aktiven Fak tor 

des Prozesses der Generalisierung des Be wusstseins 
innerhalb des Proletariats dar. Ihre Rolle besteht 
weder in der „Organisierung der Ar beiterklasse“ 
noch in der „Übernahme der Macht“ in ihrem Na-
men, sondern aktiv an der Vereinigung der Kämpfe 
mitzuwirken, dass die Arbeiter die Kämpfe selbst in 
die Hand nehmen und eine re volutionäre politische 
Orientierung für den Kampf des Proletariats aufge-
zeigt wird.

UNSERE AKTIVITÄT

– Die theoretische und politische Klärung der Zie le 
und Mittel des Kampfes des Proletariats, seiner ge-
schichtlichen und unmittelbaren Bedingungen.

– Die organisierte, vereinigte und auf internatio-
naler Ebene zentralisierte Intervention, um zum 
Prozess beizutragen, der zu revolutionären Hand-
lungen der Arbeiterklasse führt.

– Die Umgruppierung der Revolutionäre im Hin-
blick auf die Schaffung einer wirklichen kommu-
nistischen Weltpartei, die unabdingbar ist für die 
Abschaffung der kapitalistischen Herrschaft und die 
Entwicklung hin zur kommunistischen Gesell schaft.

UNSER URSPRUNG

– Die Positionen der revolutionären Organisatio  
nen und ihre Aktivitäten sind das Ergebnis der vor-
herigen Erfahrungen der Arbeiterklasse und der 
Lehren, die diese politischen Organisationen aus 
der Geschichte gezogen haben. So beruft sich die 
IKS auf die Errungenschaften, die nacheinander er-
bracht wurden vom Bund der Kommunisten (1847–
52) um Marx und Engels, den drei Interna tionalen 
(Internationale Arbeiterassoziation 1864–72, So-
zialistische Internationale 1889–1914, Kommunis-
tische Internationale 1919–1928), den Linkskom-
munistischen Fraktionen, die in den 20er und 30er 
Jahren aus der Dritten Internationale während ihres 
Niedergangs hervorgegangen wa ren, insbesondere 
der Deutschen, Holländischen und Italienischen 
Linken.
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Brexit: Das Referendum, das außer Kontrolle geriet

Rückschläge für die Bourgeoisie, 
nichts Gutes für das Proletariat
Vor mehr als 30 Jahren stellten wir in den 
„Thesen über den Zerfall“1 fest, dass es für 
die Bourgeoisie immer schwieriger wer-
den würde, die zentrifugalen Tendenzen 
ihres eigenen Politapparates zu kontrol-
lieren. Was dies konkret bedeuten kann, 
demonstriert das „Brexit“-Referendum in 
Großbritannien und Donald Trumps Präsi-
dentschaftskandidatur in den Vereinigten 
Staaten. In beiden Fällen haben skrupellose 
politische Abenteurer aus der herrschen-
den Klasse zur eigenen Selbsterhöhung die 
populistische Revolte jener ausgenutzt, 
die am meisten unter den ökonomischen 
Umbrüchen der letzten 30 Jahre gelitten 
haben.

Die IKS hat erst spät den Aufstieg des 
Populismus erkannt und seine Konse-
quenzen in Betracht gezogen. Daher ver-
öffentlichen wir nun einen allgemeinen 
Text über den Populismus, der noch in 
unserer Organisation diskutiert wird.2 Der 
folgende Artikel hat zum Ziel, die Hauptge-
danken in Anwendung zu bringen, die im 
Diskussionstext bezüglich der besonderen 
Lage in Großbritannien und den USA vor-
gebracht worden waren. Angesichts einer 
sich schnell verändernden Weltlage gibt er 
nicht vor, vollständig zu sein, doch hoffen 
wir, dass er einen Denkanstoß geben und 
weitere Diskussionen anregen kann.

Der Kontrollverlust der herrschenden 
Klasse war noch nie so offensichtlich 
gewesen wie im Spektakel des beispiello-
sen Wirrwarrs, das sich nach dem EU-Re-
ferendum in Großbritannien und seinen 
Folgen entfaltet hat. Niemals zuvor hat 
die herrschende Klasse Großbritanniens 
so sehr die Kontrolle über den demokrati-
schen Prozess verloren, nie zuvor hat sie 
ihre existenziellen Interessen solch Aben-
teurern wie Boris Johnson oder Nigel 

Farage überlassen.
Das allseitige Versäumnis, sich auf die 

Konsequenzen eines Brexit einzustellen, 
zeigt das Ausmaß der Verwirrung inner-
halb der herrschenden Klasse Großbritan-
niens. Nur Stunden nachdem das Resul-
tat verkündet worden war, mussten die 
Hauptaktivisten für den Brexit gegenüber 
ihren Anhängern einräumen, dass die 350 
Millionen Pfund zusätzlich pro Woche für 
den NHS3, die ein Brexit-Votum, wie sie 
versprochen hatten, bringen würde – eine 
Zahl, mit der die „Leave EU“-Busse von 
allen Seiten bepflastert wurden –, natürlich 
ein „Druckfehler“ waren. Binnen weniger 
Tage trat Farage als UKIP-Führer4 zurück 
und ließ seine Amtskollegen auf dem gan-
zen Brexit-Schlamassel sitzen; Boris John-
sons früherer Kommunikationschef Guto 
Harri erklärte, dass die Brexit-Kampagne 
„keine Herzenssache“ für Johnson gewesen 
sei; es gibt den mehr als starken Verdacht, 
dass Johnsons Eintreten für den Brexit 
ein rein opportunistisches, eigennütziges 
Manöver war, das dazu bestimmt war, sei-
nen Führungsanspruch gegenüber David 
Cameron zu zementieren. Michael Grove, 
der Johnsons Kampagnenchef während des 
gesamten Referendums gewesen war und 
Johnsons Kampagne für den Posten des 
Premierministers leiten sollte (und selbst 
wiederholt erklärte, dass er selbst kein 
Interesse an diesem Job habe), meuchelte 
keine zwei Stunden vor Fristablauf der 
Kandidatur Johnson von hinten, indem er 
seinen Hut in den Ring warf und dies damit 
begründete, sein langjähriger Freund John-
son eigne sich nicht als Premier. Nachdem 
sie noch vor drei Jahren erklärt hatte, dass 
der Austritt aus der EU eine Katastrophe 
für Großbritannien wäre, trat Andrea Lead-
som nun als stramme „Leave“-Anhängerin 

in das Rennen um die Tory-Führung ein. 
Lügen, Heucheleien, Doppelspiele – nichts 
davon ist an der herrschenden Klasse 
natürlich neu. Was auffällt, ist der Verlust 
jeglichen staatsmännischen Sinnes, eines 
übergeordneten historischen, nationalen 
Interesses in der weltweit erfahrensten 
herrschenden Klasse, das über den persön-
lichen Ambitionen und den kleingeistigen 
Rivalitäten von Cliquen steht. Um eine 
vergleichbare Episode im Leben der engli-
schen Herrschaftsklasse zu finden, müssen 
wir zu den Rosenkriegen (die in Shake-
speares Drama Heinrich VI. thematisiert 
wurden) zurückkehren, dem letzten Atem-
zug einer niedergehenden Feudalordnung.

Das Unvorbereitetsein der Finanz- und 
Industriebosse auf den Ernstfall eines 
Brexit ist gleichermaßen auffällig, vor 
allem angesichts all der Anzeichen dafür, 
dass das Resultat „den knappsten Ausgang 
(nehmen würde), den du in deinem Leben 
jemals gesehen hast“ (um uns die Freiheit 
zu nehmen, den Duke von Wellington nach 
der Schlacht von Waterloo zu zitieren.5 Der 
Kollaps des Pfund Sterling um 20, dann 
30 Prozent gegenüber dem Dollar ist ein 
Hinweis, dass der Brexit unerwartet kam 
– er wurde bei der Bewertung des Pfunds 
vor dem Referendum nicht berücksichtigt. 
Wir werden mit einem wenig erbaulichen 
Schauspiel traktiert, in dem Banker und 
Geschäftsleute zum Ausgang eilen, nach-
dem sie ihre Büros oder gar Körperschaf-
ten nach Dublin oder Paris haben umzie-
hen lassen. George Osbornes spontaner 
Entschluss, die Körperschaftssteuer auf 15 
Prozent zu senken, war offenkundig eine 
Notbremse, um Firmen in Großbritannien 
zu halten, ist doch die britische Wirtschaft 
weltweit mit am abhängigsten von den 
ausländischen Direktinvestitionen.

Das Imperium schlägt zurück

Davon abgesehen jedoch, ist die herr-
schende Klasse Großbritanniens nicht aus-
gezählt. Camerons sofortige Ersetzung als 
Premier durch Theresa May (anfangs nicht 
vor September erwartet) – eine grundsolide 
und kompetente Politkerin, die diskret für 
ein Bleiben warb – und die Demontage ihrer 
Opponenten Andrea Leadsom und Michael 
Grove durch die Presse und Tory-Abgeord-
nete demonstrieren die ausgesprochene 
Fähigkeit zu raschen, kohärenten Reaktio-
nen von Seiten der dominanten Staatsfrak-
tionen der herrschenden Klasse.

Im Grunde wird diese Situation durch 
die Evolution des Weltkapitalismus und 
des Kräfteverhältnisses der Klassenkräfte 
bedingt. Sie ist das Produkt einer allgemei-
neren Dynamik In Richtung Destabilisie-
rung einer kohärenten bürgerlichen Politik 
auf der gegenwärtigen Ebene des Staats-
kapitalismus. Die treibenden Kräfte hinter 
den Tendenzen zum Populismus sind nicht 
das Thema dieses Artikels: Sie werden im 
o.g. „Diskussionsbeitrag zum Problem des 
Populismus“ analysiert. Doch diese inter-
nationalen Phänomene nehmen unter 
dem Einfluss der spezifischen nationalen 
Historien und Charakteristiken konkrete 
Gestalt an. Demgemäß hat die Tory-Par-
tei stets einen „euroskeptischen“ Flügel 
beherbergt, der nie wirklich die britische 
Mitgliedschaft in der EU akzeptiert hat und 
dessen Ursprünge wir wie folgt definieren 
können:

1. Großbritanniens – und zuvor Eng-
lands – geographische Lage fern der Küs-
ten Europas hatte bedeutet, dass Groß-


